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bereits Anfang der 1990er Jahre von „Über-
forderten Nachbarschaften“ sprach. Und 
sie hat ihre Anstrengungen kontinuierlich 
intensiviert – Stichworte wie Sozial- und 
Quartiersmanagement belegen dies.

Die Politik müsste dies endlich angemes-
sen honorieren und vor allem auch die Lö-
sungsvorschläge der Wohnungswirtschaft 
aufgreifen. So plädiert sie unablässig in 
ihren Kompetenzbereichen des Wohnens 
und Lebens und der Stadtentwicklung für 
ganzheitliche, integrative zukunftsorien-
tierte Handlungskonzepte. Sie ruft nach Po-
litikfeld übergreifender Zusammenarbeit 
in den Stadtteilen und Wohnsiedlungen. 
Denn neben einer angemessenen bezahl-
baren Wohnung brauchen die Menschen 
auch Chancen auf Teilhabe in unserer Ge-
sellschaft. 

Die Wohnungswirtschaft ist in diesem not-
wendigen Handlungskomplex zwar nur ein 
Akteur unter vielen. Aber um Schranken 
der Benachteiligung aufzuheben, braucht 
sie Partner in den Städten, in der Verwal-
tung und Politik, bei den Bildungsträgern 
und Sozialdienstleistern, beim Handel und 
der Wirtschaft.

Aus „Schmuddelecken“ lebenswerte Wohn-
quartiere zu machen, die Städte als Wohn-
standorte attraktiv zu machen, muss das 
gemeinsame Ziel aller Akteure sein. Denn 
„gute Adressen“ sind ein Teil der Chancen, 
die Menschen für ein Leben mit Zukunfts-
orientierung brauchen. Die Wohnungs-
wirtschaft steht dafür seit Jahren als Garant 
für die nachhaltige Bewirtschaftung ihrer 
Wohnungsbestände ein.

Ihre 

Burghard Schneider Dr. Rudolf Ridinger
Verbandsdirektor/Vorstand Verbandsdirektor/Vorstand 

VdW Rheinland Westfalen VdW südwest

Deutschland habe ein zunehmendes Pro-
blem, „manche nennen es Unterschichten-
Problem“, sagte SPD-Chef Kurt Beck im 
vergangenen Monat. Und seitdem wird 
republikweit eine Diskussion  darüber ge-
führt, ob denn der Begriff angemessen ist. 

Dabei ist der Befund über eine „Unter-
schicht“ in der Bundesrepublik so alt wie 
die Republik selbst. Die Sozialforschung 
hat für Westdeutschland immer eine ähn-
lich große Gruppe definiert, wie dies in der 
für die jetzige Debatte ursächlichen, neuen 
Studie der Friedrich-Ebert-Stiftung beziffert 
wurde. Mal wurde diese Gruppe „deklas-
sierte Arbeitnehmer“, mal „Subproletariat“, 
oder wie jetzt „abgehängtes Prekariat“ (von 
prekäre Arbeits- und Lebensverhältnisse) 
genannt – je nachdem, wie die Problemla-
gen vielschichtiger wurden bzw. sich gesell-
schaftliche Trennlinien verschoben haben.

Die aktuelle „Unterschicht“-Debatte hat 
leider wieder die typischen Züge eines ober-
flächlichen Diskurses. Die Parteien haben 
ein Streitthema, mit dem die üblichen 
Schuldzuweisungen einhergehen. Die Ver-
änderung der realen Lage der Betroffenen 
und das grundsätzliche Infragestellen der 
bisherigen Politik stehen dagegen im Hin-
tergrund. Es müsste zu viel in Frage gestellt 
werden. 

Gleiches haben wir in Deutschland auch 
vor ziemlich genau einem Jahr erlebt, als 
am 27. Oktober 2005 die Krawalle in Cli-
chy-sous-Bois, der vernachlässigten Vor-
stadt im Pariser Osten losbrachen – einer 
früheren Modellstadt im Grünen, die sich 
im Laufe weniger Jahre in ein verwahrlos-
tes Getto verwandelte, in dem die Ärmsten 

der Armen in maroden Hochhäusern und 
in überfüllten Wohnungen hausen, ohne 
jede Perspektive, abgeschnitten vom Rest 
der Welt. 

Die vor einem Jahr in Deutschland geführ-
te Diskussion lief unter der Überschrift 
„Sind französische Verhältnisse auch bei 
uns denkbar?“ und wurde recht schnell 
mit der Diagnose beendet: „Bei uns ist die 
Situation anders. Aber wir müssen etwas 
tun, damit sich die Situation der Menschen 
in unseren Sozialwohnungsvierteln nicht  
weiter verschlechtert.“ Aber konkrete Pro-
blemlösungen oder den Ausbau durchaus 
vorhandener, wenngleich auch nur gering 
ausgebildeter Handlungsansätze, wie z. B. 
das Programm „Soziale Stadt“, vermisst 
man bis heute.

Wie gesagt, dass es Armut in diesem rei-
chen Land gibt und die sozialen Probleme 
zunehmen, ist für die Politik nicht neu. Seit 
fünf Jahren wird die Armut z. B. im „Ar-
mutsbericht“ der Bundesregierung exakt 
beziffert. Und wer offenen Auges durch das 
Land geht, sieht sie längst – muss sie sehen, 
die „ungezogene soziale Wirklichkeit“, so 
die „Zeit“. Die Wohnungswirtschaft  jeden-
falls erlebt sie alltäglich und muss sich mit 
diesen Problemen auseinandersetzen.

Die Wohnungswirtschaft müsste deshalb 
endlich von der Politik nicht nur als ein 
Seismograph, als ein unverzichtbares Früh-
warnsystem für die sozialen Probleme in 
Deutschland ernst genommen werden. 
Denn sie hat den gesellschaftlichen Wan-
del mit der immer weiter auseinander drif-
tenden Einkommensschere schon früh-
zeitig erkannt und benannt, z. B.  als sie 

Handeln 
statt um Begriffe streiten 

Burghard Schneider Dr. Rudolf Ridinger
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Zukunftsicheres Wohnen und Leben – 
Neue Wege zur Stadtentwicklung
– Öffentliche Veranstaltung am 20. September 2006 –

Verbandstag des VdW Rheinland Westfalen vom 18. – 20. September 2006 in Münster

Günter Schulze Blasum 
bei seinem Grußwort

Eröffnung durch Ulrich A. Büchner, den neuen Vorsitzenden 
des Verbandsrates des VdW Rheinland Westfalen
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Eröffnung

Die Zukunft des Landes 
entscheidet sich in den Städten
Die öffentliche Veranstaltung im Rahmen des 
Verbandstages 2006 wurde vom neu gewähl-
ten Vorsitzenden des Verbandsrates des VdW 
Rheinland Westfalen, Ulrich A. Büchner, eröff-
net. Er begrüßte unter den 500 Teilnehmern 
aus 13 Bundesländern neben vielen Vertretern 
aus der immobilienwirtschaftlichen Verbän-
delandschaft – unter ihnen GdW-Präsident 
Lutz Freitag aus Berlin –, dem Bankwesen, 
von Unternehmen, aus Bildung und Wis-
senschaft sowie den Medien eine Reihe von 
Persönlichkeiten aus der Politik.

Seine Grüße galten insbesondere Bürger-
meister Günter Schulze Blasum, der für 
die Stadt Münster ein Grußwort sprach, 
dem früheren sächsischen Ministerprä-
sidenten Prof. Dr. Kurt Biedenkopf, dem 
stellvertretenden Vorsitzenden der CDU-
Landtagsfraktion, Bernd Schulte, sowie 
den wohnungs- und stadtentwicklungspo-
litischen Sprechern ihrer Landtagsfrakti-
onen Heinz Sahnen (CDU), Dieter Hilser 
(SPD) und Horst Becker (BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN).

„Es werden langfristige Perspektiven ge-
sucht für ein zukunftsicheres Wohnen und 
Leben in den Städten und Ballungsräumen. 
Und das ist nicht verwunderlich. Denn die 
Zukunft unseres Landes entscheidet sich 
im Wesentlichen an der Frage, ob es gelingt, 
unsere Städte zu vitalisieren. Wir wollen 
unseren Beitrag dazu leisten und ermuntern 
deshalb zu ‚Neuen Wegen zur Stadtentwick-
lung‘ und stellen unsere Vorstellungen dazu 
heute zur Diskussion“, sagte Ulrich A. Büch-
ner in seiner Eröffnungsrede. 

Es reiche der Wohnungswirtschaft nicht aus, 
den demographischen Wandel und die da-
mit verbundenen Schrumpfungsprozesse 
nur als Chance zu begreifen: „Sie will die 
Chancen auch ergreifen – nämlich die Städte 
wieder konsequenter als bisher als Standorte 
zum Wohnen und Leben zu entwickeln.“ 

Um diesen Vorstellungen gerecht zu wer-
den, hat der Verband in seiner Mitglieder-
versammlung am 19. September einstimmig 
die „Wohnungspolitische Thesen 2006: Zu-

kunftsicheres Wohnen und Leben – Neue 
Wege zur Stadtentwicklung“ verabschiedet, 
sich an die Landespolitik richten und die 
dringende Empfehlung geben, neue Wege 
in der Stadtentwicklung gemeinsam mit 
anderen Akteuren zu gehen, vor allem aber 
gemeinsam mit der Wohnungswirtschaft. 

Im Einklang mit den „Wohnungspolitischen 
Thesen 2006“ forderte Büchner neue Wege 
in der Förderpolitik, die mit der bisherigen 
Philosophie brechen und eine ganzheitliche 
Standortentwicklung unterstützen. „Das 
Förderinstrumentarium muss zur Gestal-
tung von Schrumpfungsprozessen umge-
baut werden.“

Dazu mahnte Büchner eine gesetzliche 
Regelung an, die die Möglichkeit eröffnet, 
alle Akteure in einem zu revitalisierenden 
Gebiet an Nutzen, aber auch an Kosten der 
Entwicklung zu beteiligen. Und er bot an, 
dass der VdW Rheinland Westfalen und die 
in ihm zusammengeschlossenen 460 Woh-
nungs- und Immobilienunternehmen mit 
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Wichtige Denkanstöße 
des VdW Rheinland Westfalen

GdW-Präsident Lutz Freitag 

GdW-Präsident Lutz 
Freitag sprach in seiner 
Rede eine Reihe wichtiger 
Themenfelder an, die 
Voraussetzungen für die 
Wohnungswirtschaft als 
„Motor der Stadtentwick-
lung“ sind.

Eine Herausforderung 
der nächsten Monate 
sei die Unternehmens-
steuerreform. Zentrales 
Thema wird die Bemessungsgrundlage 
der zukünftigen Körperschaftsteuer im 
Rahmen der Unternehmenssteuerre-
form sein. „Es dürfen nur Gewinne, 
nicht aber Kosten besteuert werden“, 
forderte Freitag. Fremdkapitalzinsen 
dürfen nicht in die Bemessungsgrundla-
ge einbezogen werden. Denn: „Die Woh-

nungswirtschaft nimmt kein 
Fremdkapital auf, um Gewinne 
ins Ausland zu transferieren, 
sondern um Investitionen zu 
finanzieren.“

Eine weitere Herausforderung 
bestehe darin, dass es seit 
1991 142 Transaktionen von 
Wohnungsunternehmen und 
größeren Wohnungsportfolios 
gegeben habe, zum Teil Mehr-
verkäufe. Die daraus folgende 

„Ökonomisierung des Sozialgutes Woh-
nen“ habe eine neue Herausforderung 
entstehen lassen, nämlich wie unter die-
sen Bedingungen eine langfristige Stadt-
entwicklung betrieben werden kann.

Freitag warnte in diesem Zusammen-
hang vor Ausgrenzungsstrategien auch 

zunächst unliebsamer neuer Eigen-
tümer. „Wir müssen die verkauften 
Wohnungsgesellschaften für nachhal-
tige Stadtentwicklung gewinnen.“ Das 
Problem sei nur: „Die Soziale Stadt ist 
nicht börsenfähig.“ Es müsse alles daran 
gesetzt werden, damit Kommunen ihre 
Wohnungsunternehmen als strategische 
Beteiligung sehen.

Freitag lobte die Denkanstöße des VdW 
zur Stadtentwicklung, vor allem, dass die 
Schrumpfung gestaltet werden müsse. 
Dies koste aber auch und müsse durch 
entsprechende Stadtumbauprojekte 
gefördert werden. In diesem Zusam-
menhang wäre es fatal, so der GdW-Prä-
sident, wenn einige Bundesländer den 
Stadtumbau West oder die Wohnraum-
förderungsmittel nicht kofinanzieren 
wollten.

GdW-Präsident
Lutz Freitag

Heinz Sahnen, Wohnungspolitischer 
Sprecher der CDU-Landtagsfraktion

Horst Becker, Wohnungspolitischer Sprecher 
der Landtagsfraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN

Dieter Hilser, Wohnungspolitischer Sprecher 
der SPD-Landtagsfraktion

Bernd Schulte, Stellvertretender Vorsitzen-
der der CDU-Landtagsfraktion
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ihrer Kompetenz daran mitwirken, wenn 
es um die Neuorientierung der Förderpoli-
tik und eine neue gesetzliche Regelung für 
Standortgemeinschaften gehe. 

Der VdW Rheinland Westfalen habe in den 
letzten Wochen aufmerksam die von NRW-
Bauminister Oliver Wittke gemachten An-
kündigungen verfolgt, einen gesetzlichen 
Rahmen zur beschleunigten Realisierung 
von Standortgemeinschaften schaffen zu 
wollen. Aus Sicht des Verbandes reiche es 
aber nicht aus, sich nur auf ein BID-Gesetz 
zu beschränken, das nur ein Angebot für die 
Gewerbetreibenden, den Handel und die 
Eigentümer von Gewerbeimmobilien in In-
nenstädten darstellt. Um Stadtentwicklung 
insgesamt zu betreiben, gehörten auch die 
Eigentümer von Wohnimmobilien dazu, um 
die Wohnstandortqualität in den Städten zu 
verbessern. Die „Wohnungspolitischen The-
sen 2006“ enthielten daher die Forderung 
nach einem kombinierten BID/HID-Gesetz, 
um die „Trittbrettfahrer“ der privaten 
Wohnimmobilieneigentümer mit in das 
Boot holen zu können, wenn es gilt, privates 
Engagement und privates Kapital für Inves-
titionen zu mobilisieren.   
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Einer ehrlichen Freude konnte der Haupt-
redner, der frühere sächsische Ministerprä-
sident Prof. Dr. Kurt Biedenkopf, an diesem 
Vormittag Ausdruck verleihen: Mit Blick auf 
die „Wohnungspolitischen Thesen 2006“ 
des VdW Rheinland Westfalen sagte er, dass 
die Wohnungswirtschaft inzwischen einen 
Riesenschritt in die Zukunft gemacht habe. 
„Andere Betrachtungsweisen, andere Über-
legungen, andere Ziele, andere Konzepte.“

„Ich bin gerne zu Ihrer Tagung gekom-
men, weil Sie mir Gelegenheit geben, 
frühere Überlegungen im Zusammen-
hang mit Wohnen, Leben in der Stadt, 
Stadtentwicklung, Wohnungsentwicklung 
ein Stück weiterzuführen“, beschrieb Bie-
denkopf sein Interesse an dem politischen 
Thema der Wohnungswirtschaft und wid-
mete sich in seiner Rede dem demogra-
phischen Wandel.

„Was wir unter Alt verstehen, ist zu 
überprüfen.“

Und Biedenkopf stellte fest, dass „in die-
sem Kreise die demographische Entwick-
lung nicht mehr erläuterungsbedürftig“ 
sei. Und das, obwohl es in Deutschland 
nur einen Lehrstuhl für demographische 
Fragen, hingegen aber ein paar hundert 
Lehrstühle für Betriebs- und Volkswirt-
schaft gebe.

„Wir befassen uns mit volkswirtschaftlichen, 
betriebswirtschaftlichen Fragen, mit Wachs-

„Zukunftsicheres Wohnen und Leben – 
Neue Wege zur Stadtentwicklung“ 

tumsentwicklung, mit Industrialisierung, 
mit allen möglichen Dingen außerordent-
lich intensiv. Aber die Voraussetzungen 
für all diese Entwicklungen, soweit sie die 
Bevölkerungsstruktur als Voraussetzung 
betrachten müssen, werden nicht wissen-
schaftlich untersucht. Das ist ein unglaub-
liches Defizit.“

Vor dem Hintergrund der längeren Le-
benserwartung müsse für eine völlig ande-
re Bevölkerung gebaut, Städte entwickelt 
und Ideen kreiert werden. Dazu mahnte 
er an, ernsthaft zu überprüfen, „was wir 
unter „alt“ verstehen.“ Es sei Unsinn zu 
sagen, wenn einer in Rente geht, sei er alt. 
Die Tatsache, dass Menschen älter werden, 
weil die Lebenserwartung zunimmt, sei 

nicht gleichbedeutend 
mit der Verlängerung 
des Alters. 

Neue Perspektiven 
aus Erfahrung 
gewinnen

Biedenkopf schloss nicht 
aus, dass die Menschen, 
wenn sie jetzt die Er-
fahrungen machen, im 
Vollbesitz ihrer Kräfte 
alt werden zu können 
und nicht anderen zur 
Last zu fallen, auch neue 
Perspektiven entwickeln. 
„Es ist nicht sinnvoll, von 

den jetzigen Perspektiven aus-
zugehen, sie auf 30 Jahre weiter 
zu projezieren und auf dieser 
Basis zu planen. Denn wir wis-
sen nicht, was in Zukunft ‚Alter‘ 
ist. Das ist offen“.

Der ehemalige Ministerpräsi-
dent betonte, dass viele ältere 
Menschen nicht alleine leben 
wollten. Sie würden deshalb 
„mit großer Wahrscheinlich-
keit nach neuen Wohnformen 
suchen, die nicht um die Fa-
milie zentriert sind, sondern 
um das Zusammenleben 
mehrerer, die sonst einsam 
wären, die versuchen, etwas 

zu leisten, was zu leisten ist, nämlich ihre 
individuelle Lebenssphäre zu erhalten und 
trotzdem einen Rationalisierungserfolg zu 
erzielen“.

Leisten, was zu leisten ist –
Wohngemeinschaften für Ältere

Sein Modell dazu bezeichnete Biedenkopf 
als „Hauswirtschaft“, in dem sechs, sie-
ben Menschen zusammenleben, ihre In-
dividualität sichern, aber auch Leistungen 
gemeinsam beziehen und in eine gemein-
same Kasse bezahlen. Damit würden Ar-
beitsplätze geschaffen jenseits der Schat-
tenökonomie.

Heutige Ausbildung vergeudet 
Humankapital

„Wenn weniger Kinder geboren werden 
und die Gesellschaft als Ganzes die Auf-
rechterhaltung – ich spreche nur von der 
Aufrechterhaltung – ihres Wohlstandes 
zum Ziel hat, dann müssen die weniger 
Kinder produktiver werden, sonst geht das 
nicht. Wenn sie produktiver werden sollen, 
müssen zwei Bedingungen erfüllt sein: 
Sie müssen mehr Kapital zur Verfügung 
haben und sie müssen mehr können.“

In der jetzigen Ausbildung sähe er eine un-
glaubliche Vergeudung von Humankapital 
als Folge falscher Strukturen. Deswegen 
warb er für eine ganzheitliche Stadtent-
wicklung, in der Bildung als die kulturelle 

Professor Dr. Kurt Biedenkopf, Ministerpräsident a. D.

Prof. Dr. Kurt Biedenkopf, Ministerpräsident a. D.

Im Gespräch über gemeinsame Zeiten: Verbandsdirektor 
Burghard Schneider und Ministerpräsident a. D. 
Prof. Dr. Kurt Biedenkopf
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Ausstattung der Stadt und Kultur im en-
geren Sinne von Einrichtungen wie Oper 
und Theater dazugehörten.

Ferner müsse die Stadt als Ort der Ein-
wanderung so gestaltet sein, dass sie allen 
Beteiligten die Wahrung ihrer Identität 
erlaube. 

Intelligenz schafft wirtschaftliches 
Wachstum

Für eine mittelfristige Planung bis 
2030/2040 legte Biedenkopf nahe, nicht 
davon auszugehen, dass sich der Wohl-
stand in Deutschland real weiter erhöhen 
werde. Unter dem Gesichtspunkt begrenz-
ter Ressourcen auf diesem Globus bedeute 
das Hinzutreten von zwei bis drei Milli-
arden Menschen in den nächsten 50 Jah-
ren in die Industriegesellschaft und damit 
auch gleich in die Wissensgesellschaft eine 
unverzichtbare Umverteilung.

Dazu sei vor allen Dingen ein Wachstum 
an Intelligenz anzustreben. Nur aus diesen 
Anstrengungen könnten Zuwächse an ver-
fügbaren Einkommen erwachsen. Wenn 
die Stadtentwicklung Priorität haben solle, 
müssten die Ressourcen der öffentlichen 
Haushalte ebenfalls umverteilt werden. 
Diese Entwicklung werde von der kom-
munalen Ebene ausgehen müssen, da dort 
solche Umdefinitionen von Mitteln am 
ehesten plausibel zu machen seien. 

VdW-Thesen 2006 „alle sehr sinnvoll“

„Als alle sehr sinnvoll“ bewertete Bieden-
kopf die „Wohnungspolitischen Thesen 
2006“ des VdW Rheinland Westfalen. Hin-

sichtlich deren Umsetzung 
stellte er einige Fragen, 
die er in seinem weiteren 
Vortrag beantwortete: „Wie 
entdecken wir neue We-
ge? Wie kommt man denn 
zu einem langfristig ver-
lässlichen Konzept, wenn 
man das, was in der Zu-
kunft passiert, überhaupt 
nicht weiß, es keinerlei 
Erfahrungen gibt, weder 
historische noch in der 
jüngeren Vergangenheit, 
die Hinweise darauf ge-
ben, wie die Menschen in 
20 Jahren leben wollen?“

Auf dem Weg 
zu neuen Antworten

Formen einer offenen Entwicklung 
könnten hierauf Antworten geben. Dazu 
zählen Experimente, die Entwicklung von 
Alternativen, Wettbewerb zwischen den 
Alternativen, Bewertung der unterschied-
lichen Alternativen, Transparenz und das 
Lernen voneinander.

Auf das neue Instrument der BIDs und 
HIDs bezogen warb Biedenkopf dafür, 
Förderprogramme bzw. Finanzierungs-
hilfen für die Städte mit einem Wettbe-
werb zu verbinden. Auf diese Weise würde 
auch die Aufgabe erleichtert, verschiedene 
Partner für die Qualifikations- und Er-
neuerungsprojekte sowohl im Wohnen 
wie im Businessbereich zusammenzu-
führen. Trittbrettfahrer würden dann „zu 
Outcasts, zu Außenseitern“, weil sie nicht 
mitmachten.

Die Wohnungsunternehmen seien – egal 
ob kommunal oder genos-
senschaftlich, privat oder 
kirchlich – hervorragend 
dafür geeignet, so etwas vor-
anzutreiben, weil sie einen 
eigenen Nutzen davon hät-
ten. Sie gingen gleichzeitig 
über die Grenzen ihrer eige-
nen Tätigkeitsfelder hinaus 
und bezögen die Stadt als 
Ganzes ein. Der Verband sei 
gut beraten, Begleiter solcher 
Initiativen zu sein, „wenn es 
darum geht, bürokratische 
Strukturen zu überwinden. 
Damit haben Sie viel mehr 
Erfahrung als die Bürger, die 
sich da noch beteiligen“.

Bürokratische Hindernisse 
überwinden

Hinsichtlich der Empfehlung an die 
Landesregierung, alle für die Stadtent-
wicklung vorhandenen Förderungen in 
einen Fonds zusammenfließen zu lassen, 
merkte Biedenkopf „sehr, sehr viele büro-
kratische Hindernisse“ an, „denn riesige 
Besitzstände müssen verändert werden.“ 
Diese Hemmnisse könnten überwunden 
werden, wenn man ein Gemeinschaftsin-
teresse begründe und die Aufgabe nur 
richtig formuliere. 

„Bürger wollen nicht ihren Stolz 
verlieren“

Vor Ort, in den Städten und Gemeinden, 
wie auch in der Denkstruktur der Zivilge-
sellschaft, sah Biedenkopf ferner die Chan-
cen, Verkrustungen und Hemmnisse von 
unten nach oben aufbrechen zu können, 
weil dort das Interesse an der Mitwirkung, 
der Gestaltung der Lebensverhältnisse am 
unmittelbarsten sei.

Auch wollten die Bürger, die Bewohner 
einer Stadt nicht ihren Stolz verlieren. 
Eine Stadt blühe, wenn die Menschen, die 
da leben, auf die Stadt stolz seien. Wenn 
es gelänge, die Stadterneuerung „als Folge 
der demographischen Entwicklung so zu 
gestalten, dass die Leute mitmachen und 
sagen würden, da geht es ja auch um mei-
ne Zukunft, die Zukunft meiner Kinder 
und meiner Enkel, und ich möchte gern, 
dass diese dann auch noch gern in dieser 
Stadt wohnen. Dann werden sie erfolg-
reich sein“, ermunterte Biedenkopf.

Die Rede von Professor Biedenkopf wurde 
mit viel und anhaltendem Beifall bedacht. 
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Der demographische und sozio-ökono-
mische Wandel konfrontiert unsere Städte 
und Regionen mit vielen massiven Heraus-
forderungen, die u. a. aus der Abnahme 
und der Veränderung des Altersaufbaus 
der Bevölkerung, aus dem Trend zu neuen 
Lebensformen und Haushaltstypen, aus 
Migration und kultureller Vielfalt resul-
tieren. Die zentralen Herausforderungen 
liegen u. a. in einem regional unterschied-
lich ausgeprägten Bevölkerungsrückgang, 
im Aufbrechen der Mittelschicht, in wach-
sender Armut sowie in sich verändernden 
Bevölkerungsgruppen, die neue differen-
zierte Produkte und Angebote benötigen 
und die Wohnungsnachfrage langfris-
tig spürbar sinken lassen. Dabei liegen 
Wachstum, Stagnation und Schrumpfung 
nah beieinander. Gelingt es, den demogra-
phischen Wandel zu gestalten, stellen vi-
tale Städte und Regionen ein realistisches 
Szenario dar. Gelingt dies nicht, werden 
leer stehende Immobilien und segregierte 
Stadtviertel das Bild unserer Städte und 
Regionen prägen.

Die Wohnungswirtschaft reagiert auf den 
demographischen Wandel seit längerem 
mit differenzierten Strategien, um Wohn-
quartiere mit einem Mix von Maßnahmen 
ganzheitlich aufzuwerten. Das kann aber 
nur gelingen, wenn in den Städten und 
Regionen alle Akteure an einem Strang 
ziehen und ihre Maßnahmen inhaltlich, 
sachlich und auch zeitlich koordinieren.

Für solche auf Nachhaltigkeit angelegten 
Strategien werden von Seiten der Landes-
politik längerfristige und verlässliche Rah-
menbedingungen und Perspektiven für 
die Entwicklung unserer Städte und Regi-
onen benötigt. Zukunftsicheres Wohnen 

Wohnungspolitische Thesen 2006

und Leben verlangt außerdem neue Wege 
zur Stadtentwicklung und in der Förder-
politik, die mit der bisherigen Philosophie 
brechen und stattdessen eine ganzheit-
liche Standortentwicklung unterstützen 
muss. Dazu gehört auch eine gesetzliche 
Regelung, die die Möglichkeit eröffnet, 
alle Akteure in einem zu revitalisierenden 
Gebiet an Nutzen und Kosten der Entwick-
lung zu beteiligen. 

Der VdW Rheinland Westfalen hat bereits 
mit seinen „Wohnungspolitischen Thesen 
2002: Wohnungswirtschaft – Partner für 
eine integrierte Zukunftspolitik“ und sei-
nen „Wohnungspolitischen Thesen 2004: 
Zukunftsicheres Wohnen und Leben in 
vitalen Städten verlangt eine neue Förder-
politik“ die Notwendigkeit einer ressort-
übergreifenden integrierten Zukunfts- 
und Förderpolitik betont. Viele seiner 
wesentlichen politischen Forderungen 
fanden sich in dem von allen Fraktionen 
getragenen Abschlussbericht der Enquête-
Kommission „Zukunft der Städte in NRW“ 
des nordrhein-westfälischen Landtages 
wieder. Der Verband fordert erneut, diese 
parteiübergreifend als notwendig erach-
tete Neuorientierung der Politik zur Ent-
wicklung unserer Städte und Regionen 
endlich konsequent umzusetzen. Dazu 
sind die im Zuge der Föderalismusreform 
für die Wohnraumversorgung dem Land 
zur Verfügung gestellten Bundesmittel 
zweckgebunden ausschließlich für woh-
nungswirtschaftliche Zwecke im Rahmen 
nachhaltiger Stadtentwicklungsprozesse 
einzusetzen.

Der VdW Rheinland Westfalen und die in 
ihm zusammengeschlossenen Wohnungs- 
und Immobilienunternehmen bieten an, 
mit ihrer Kompetenz für zukunftsicheres 
Wohnen und Leben an diesem Prozess 
mitzuwirken – sowohl auf Landesebene, 
wenn es um die Neuorientierung der För-
derpolitik und eine neue gesetzliche Rege-
lung für Standortgemeinschaften geht, als 
auch auf kommunaler und regionaler Ebe-
ne, wenn es gilt, integrierte Entwicklungs- 

und Handlungskonzepte für vitale Städte 
zu erarbeiten und strategische Allianzen 
für mehr Wohn- und Lebensqualität zu 
bilden. Denn nur durch die Verknüpfung 
von öffentlichen und unternehmensbe-
zogenen Sichtweisen und im engen Zu-
sammenwirken zwischen der Wohnungs-
wirtschaft und den Städten bzw. Regionen 
kann der Wohnstandort Stadt nachhaltig 
gestärkt, mit neuem Leben gefüllt und 
seine Attraktivität dauerhaft erhalten bzw. 
gefördert werden. 

Der dazu notwendige gemeinsame Ge-
staltungswille und die Bereitschaft zu 
kooperativem Handeln zur Realisierung 
von integrierten Zukunftskonzepten ist 
allerdings bei vielen Städten und Regi-
onen und insbesondere bei bestimmten 
Eigentümern von Immobilien aus den 
unterschiedlichsten Gründen immer noch 
nicht in ausreichendem Maße vorhanden. 
Der VdW Rheinland Westfalen erwartet 
deshalb vom Land, so schnell wie möglich 
ein kombiniertes BID/HID-Gesetz zur be-
schleunigten Realisierung von Standortge-
meinschaften auf den Weg zu bringen.

Die Aktivitäten des VdW Rheinland West-
falen und seiner 460 Genossenschaften, 
kommunalen, öffentlichen, industrie-
verbundenen, kirchlichen und anderen 
Wohnungs- und Immobilienunternehmen 
haben in den letzten fünf Jahren wesent-
lich dazu beigetragen, das öffentliche Be-
wusstsein für die Herausforderungen des 
demographischen Wandels zu schärfen 
und diesen als Chance zu begreifen. Inte-
grierte Stadtentwicklung, aufbauend auf 
gut funktionierenden Allianzen zwischen 
Wohnungsunternehmen, Kommunen und 
Bewohnern, hat für die Wohnungs- und 
Immobilienwirtschaft längst strategische 
Bedeutung. Jetzt kommt es darauf an, die 
richtigen politischen Weichenstellungen 
für neue Wege zur Stadtentwicklung vor-
zunehmen, um den demographischen 
und sozio-ökonomischen Wandel für ein 
zukunftsicheres Wohnen und Leben der 
Menschen zu gestalten.

„Zukunftsicheres Wohnen und Leben
verlangt neue Wege zur Stadtentwicklung“

Verbandstag 2006 des VdW Rheinland Westfalen8
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Der VdW Rheinland Westfalen fordert:

1. Landesrechtlicher Rahmen für verlässliche 
Entscheidungen über langfristige und nach-
haltige Entwicklungen

Die Wohnungswirtschaft bindet ihre Investi-
tionen in Stadtentwicklungs- und Stadt-
erneuerungsprozesse ein. Dabei handelt 
es sich um langfristige, an Nachhaltig-
keitskriterien ausgerichtete Prozesse, die 
eine verlässliche Entwicklungsperspektive 
benötigen. Das Land muss deshalb seine 
gesetzlichen und finanziellen Rahmen-
bedingungen sowie programmatischen 
und räumlichen Schwerpunktsetzungen 
langfristig stabil und damit berechenbar 
gestalten.

Hierzu bedarf es – auch vor dem Hinter-
grund der Föderalismusreform – einer 
zeitnahen Überprüfung der Raumord-
nungspolitik und -gesetzgebung. Zur Be-
wältigung des demographischen Wandels 
müssen – auch im europäischen Kontext – 
klare raumordnerische Leitbilder entwi-
ckelt und an diesen die Infrastruktur- und 
Förderpolitik ausgerichtet werden. Dabei 
sollte sich das Land auf rahmensetzende 
rechtliche Regelungen beschränken und 
Entwicklungsprozesse moderieren. 

2. Umbau des Förderinstrumentariums zur 
Gestaltung von Schrumpfungsprozessen

Schrumpfungsprozesse bieten Chancen 
für eine qualitative Erneuerung und Ent-
wicklung und die Beseitigung von Fehl-
entwicklungen in Städten und Regionen. 
Dazu muss das gesamte Förderinstrumen-
tarium konsequent auf die Gestaltung von 
Schrumpfungsprozessen konzentriert wer-
den.

Sämtliche ressortspezifischen Förderpro-
gramme und -tatbestände des Landes, die 
der Entwicklung der Städte und Regionen 
zu vitalen Wohn- und Lebensstandorten 
dienen können, sind dazu in einem ressort-
übergreifenden integrierten Entwicklungs- 
und Infrastrukturfonds zusammenzufassen 
und als ein pauschales Förderprogramm 
auszugestalten. Durch diese Integration 
von bislang nicht miteinander vernetzten 
Förderungen von unterschiedlichen Ziel-
gruppen und Tatbeständen vor Ort können 
synergetische Entwicklungsziele bei gerin-
gerem finanziellem Aufwand wesentlich 
effizienter erreicht werden. Dabei ist auf 
die Kompatibilität mit Bundes- und EU-
Förderprogrammen zu achten.

3. Erhalt und Nutzung des Wohnungs-
bauvermögens des Landes für den neu zu 
schaffenden integrierten Entwicklungs- und 
Infrastrukturfonds

Angesichts der demographischen und 
sozio-ökonomischen Entwicklung ist die 
klassische Förderung des Wohnungsbaus 
in Zukunft nicht mehr im bisherigen Um-
fang erforderlich. Stattdessen sind neue 
Bedarfe entstanden, z. B. in den Bereichen 
des Stadtumbaus, der Wohnumfeldverbes-
serung, wohnnaher Einrichtungen und des 
Sozialraummanagements einschließlich 
der interkulturellen Integration. Für diese 
Zwecke ist das zu erhaltende Wohnungs-
bauvermögen des Landes zu öffnen und 
in den neu zu schaffenden integrierten 
Entwicklungs- und Infrastrukturfonds für 
vitale Städte und Regionen zu lenken.

4. Ausschließliche Nutzung der Bundesmit-
tel für die Wohnraumversorgung nach der 
Föderalismusreform für Zwecke der Stadt-
entwicklung

Der Übergang der Wohnraumversorgung in 
die Länderkompetenz im Rahmen der Fö-
deralismusreform trägt der zunehmenden 
regionalen Differenzierung der Woh-
nungsmärkte Rechnung. Angesichts der 
demographischen und sozio-ökonomischen 
Entwicklung bleibt sie aber eine wichtige 
staatliche Aufgabe. Deshalb müssen die 
in diesem Zusammenhang den Ländern 
vom Bund zur Verfügung gestellten Mittel 
ausschließlich für wohnungswirtschaftliche 
Zwecke im Rahmen nachhaltiger Stadtent-
wicklungsprozesse zielorientiert eingesetzt 
und dürfen nicht für andere landespoli-
tische Vorhaben verwandt werden.

5. Strategische, integrierte und handlungs-
orientierte Konzepte unter Mitwirkung aller 
beteiligten Akteure vor Ort als Vorausset-
zung für eine Förderung

In der Gestaltung von Schrumpfungspro-
zessen liegen große Chancen, Wohnen 
und Leben in den Städten und Regionen 
zukunftsicher und qualitativ hochwertig 
zu entwickeln. Dies bedarf allerdings des 
Zusammenwirkens der Kommunen, der 
Wohnungswirtschaft und aller anderen 
Akteure vor Ort und von ihnen gemein-
sam erarbeiteter strategischer, integrierter 
und handlungsorientierter Konzepte. Ohne 
diese können private Investitionen und pri-
vates Engagement nicht in ausreichendem 
Maße mobilisiert werden. Das Vorliegen 
solcher Konzepte ist zur zwingenden För-

dervoraussetzung für den Einsatz von Mit-
teln aus dem neu zu schaffenden Entwick-
lungs- und Infrastrukturfonds zu machen.

Bei der Rahmensetzung für diese Konzepte 
durch das Land ist darauf zu achten, dass 
nur Maßnahmen gefördert werden, die ei-
nen integrativen, nachhaltigen Stadtentwick-
lungsansatz beinhalten und nicht zu neuen 
einseitigen Wohnstrukturen vor Ort führen.

6. Initiierung einer gesetzlichen Regelung 
zur beschleunigten Realisierung von Stand-
ortgemeinschaften

Die Aufwertung von Wohnquartieren, 
von Mischgebieten und von vom Handel 
dominierter Quartiere setzt koordinierte 
Strategien voraus. Dies gilt insbesondere, 
wenn Überkapazitäten abgebaut bzw. neue 
Qualitäten geschaffen werden müssen. 
Dabei werden die Akteure, die Initiative 
und Engagement ergreifen, häufig mit dem 
Problem der so genannten „Trittbrettfahrer“ 
konfrontiert. Die in Nordrhein-Westfalen 
auf freiwilliger Basis agierenden „Immo-
bilien- und Standortgemeinschaften“ lösen 
dieses Problem nicht.

Die Wohnungs- und Immobilienwirtschaft 
befürwortet daher eine gesetzliche Rege-
lung zur Bildung von Standortgemein-
schaften in Nordrhein-Westfalen. Ein sol-
ches rechtliches Angebot für Initiativen vor 
Ort kann die Verbindlichkeit der Akteure 
untereinander sowie die dazugehörige 
Maßnahmen- und Finanzierungsplanung 
stärken und damit die Bildung von Stand-
ortgemeinschaften beschleunigen.

Business Improvement Districts (BIDs) und 
Housing Improvement Districts (HIDs) 
sind Modelle, die vor allem im Ausland 
mit Erfolg betrieben werden. Eine landes-
gesetzliche Regelung, die BIDs und HIDs 
miteinander kombiniert, sollte sich auf we-
sentliche Eckpunkte wie Rechtsform der 
Organisation, erforderliche Zustimmungs-
regelung u. ä. beschränken, wobei diese 
einfach und flexibel handhabbar sein müs-
sen. Orientierung und erste Erfahrungs-
hinweise geben vergleichbare gesetzliche 
Regelungen in anderen Bundesländern. 
Um eine breite Akzeptanz eines kombi-
nierten BID/HID-Gesetzes zu erreichen, 
sollte es unter Mitwirkung der betroffenen 
Zielgruppen erarbeitet werden. 

Beschluss der Mitgliederversammlung 
des VdW Rheinland Westfalen e. V. am 
19. September 2006  
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Ausblick

Verbandsdirektor Burghard Schneider 
stellte abschließend zu einem neuen 
BID-Gesetz in Nordrhein-Westfalen 
fest, dass über das „ob“ in der Lan-
despolitik wohl nicht mehr gestritten 
würde. Unklar seien wohl nur noch 
das „wie“ und das „wie schnell“.

Unter Verweis auf die „Wohnungs-
politischen Thesen 2006“ des Ver-
bandes bot er noch einmal an, den 
BID-Gesetzentwurf mit zu erarbeiten. 
Er hoffte auf eine schnelle Verab-
schiedung und setzte sich für die 
Integration von Wohnimmobilien in 
dieses BID-Gesetz ein. Denn: „Ohne 
Einbindung der Wohnungseigentü-
mer hat Stadtentwicklung keine Zu-
kunft“, sagte Schneider abschließend.

Weitere Berichte über den Ver-
bandstag 2006 des VdW Rheinland 
Westfalen finden sich in den Landes-
ausgaben Nordrhein-Westfalen und 
Rheinland-Pfalz.

Talk-Runde

Um das Instrument der Business- und Hou-
sing Improvement Districts ging es auch in 
abschließender Talkrunde, die Verbandsdi-
rektor Burghard Schneider moderierte.

Drei Journalisten, Walter Bau, Westfä-
lische Rundschau, Dortmund, Jost Sprin-
gensguth, Chefredakteur der Kölnischen 
Rundschau und Peter Szymaniak, West-
deutsche Allgemeine Zeitung, Essen, stell-
ten gezielte Fragen an die Sprecher für 
Stadtentwicklung der im nordrhein-west-
fälischen Landtag vertretenen Fraktionen 
Heinz Sahnen (CDU), Dieter Hilser (SPD) 
und Horst Becker (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN). Christof Rasche (FDP) hatte 
sich aus Termingründen kurzfristig ent-
schuldigen müssen.

Heinz Sahnen von der die Landesregie-
rung stützenden CDU-Fraktion sagte, ein 
BID-Gesetz befände sich auf der Tages-
ordnung. Er befürworte freiwillige Zu-
sammenschlüsse auf einer gesetzlichen 
Grundlage. Die Debatte stehe aber erst 
an ihrem Beginn. Er sprach sich gegen 
die Verknüpfung eines BID-Gesetzes mit 
einem neuen Haushaltsfördertitel, also 
gegen einen neuen Fördertatbestand, aus. 
„Wichtig ist, dass ein BID nicht als neue 
Steuer wahrgenommen wird“, sagte Sah-
nen. Er gab aber zu, dass mit den „Tritt-
brettfahrern“ ein noch ungelöstes Problem 

Neue Wege zur 
Stadtentwicklung

existiere, also mit denjenigen Grundeigen-
tümern, die sich an einer Standortgemein-
schaft finanziell nicht beteiligen wollen, 
gleichwohl aber vom Engagement der an-
deren profitieren.

Für Dieter Hilser von der 
SPD-Landtagsfraktion war 
die Kernfrage, ob ein BID 
verpflichtend oder freiwil-
lig sei. Dazu gehöre die 
Debatte, ab welchem pro-
zentualen Anteil eine all-
gemeine Verbindlichkeit 
– anders ausgedrückt: ei-
ne Zwangsmitgliedschaft 
– definiert werden könne. 
Er kündigte an, einen An-
trag in den Landtag einzu-
bringen, der Maßstäbe für 
eine Allgemeinverbind-
lichkeit setzen wird. Er 
hielt dabei das Instrument 

der BIDs auch für Wohnungseigentümer 
attraktiv und sprach sich deshalb für ein 
kombiniertes BID/HID-Gesetz aus.

Horst Becker von der Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN plädierte deutlich für 
einen hohen Grad an Verbindlichkeit eines 
BIDs. Er begrüßte es, dass sich NRW-Bau-
minister Wittke (CDU) nun doch einer 
gesetzlichen Regelung geöffnet habe. Was 
die Übertragbarkeit der BIDs auf Wohnge-
biete angehe, teilte er nicht den Optimis-
mus seines SPD-Kollegen. 

(v. l. n. r.) Peter Szymaniak (WAZ), 
Walter Bau (Westfälische Rundschau), 
Jost Springensguth (Kölnische Rundschau)

Verbandstag 2006 des VdW Rheinland Westfalen10
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Der Verbandstag des VdW südwest vom 
25. bis 27. September 2006 in Hofgeismar 
behandelte schwerpunktmäßig die An-
passung der Wohnungsunternehmen und 
die Notwendigkeit der Veränderung der 
Rahmenbedingungen. In einem abwechs-
lungsreichen Programm wurden Unterneh-
mensbeispiele präsentiert, auf dem Podium 
erfolgten kontroverse Diskussionen und 
in Workshops wurden Anpassungsstrate-
gien von Wohnungsunternehmen behan-
delt. Zu den Referenten zählten u. a. der 
hessische Innenminister Volker Bouffier, 
Hessens Justizminister Jürgen Banzer und 
Direktor Franz Georg Rips vom Deutschen 
Mieterbund.

Flexibilisierung der 
Wohnungsangebote

Angebote und Nachfrage auf den Woh-
nungs- und Immobilienmärkten unterlie-
gen einem grundlegenden Wandel. Dies 
machte Vorstandsdirektor Dr. Rudolf Ridin-
ger an mehreren Beispielen von Wohnungs-
unternehmen deutlich, die mit vielfältigen 
Konzepten auf den Märkten agieren. Die-
se reichten von einer stärkeren Durchmi-
schung der Wohnungen in Wohnquartie-
ren, so etwa durch unterschiedliche Woh-
nungsgrößen und Angebote für Miete und 
Eigentum, über eine Flexibilisierung durch 
Schalträume bis hin zur Einbeziehung von 
aktuellen und künftigen Bewohnern in die 
Projektierung und Umsetzung von Inves-
titionen. Das dem Mietrecht zugrunde lie-
gende Bild der Konfrontationsstellung von 
Vermietern und Mietern sei vor diesem 
Hintergrund nicht 
mehr zeitgemäß. 

Kritik an der 
Rechtsprechung

Heftig kritisierte Ri-
dinger die Rechtspre-
chung, die Mietver-

hältnisse offensichtlich als „letzte Bastion 
urkapitalistischer Verhältnisse“ ansehe. 
Mit Blick auf die Rechtsprechung zu Mo-
dernisierungsmaßnahmen, die durch die 
„Erfordernisse an Modernisierungsan-
kündigungen die Gerichtsstabilität von 
Modernisierungen ad absurdum“ führe, 
stellte er fest, dass die Rechtsprechung 
notwendige Anpassungsprozesse zu Las-
ten von Vermietern und Mietern häufig 
sogar blockiert. 

Transparenz-Anforderungen 
kontraproduktiv

Auch die verbraucherpolitisch motivierten 
Anforderungen an die Transparenz wirk-
ten in ihrer Ausgestaltung häufig kontra-
produktiv, erklärte Ridinger. So würden 
Mietspiegel, beispielsweise der Frankfur-
ter Mietspiegel, Vermietern und Mietern 
faktisch vorschreiben, was ihnen Ausstat-
tungsmerkmale wert zu sein haben. Das 
komme einer Entmündigung gleich.

Im Rahmen eines Dialogs mit Dr. Franz 
Georg Rips, dem Direktor des Deutschen 
Mieterbundes, kritisierte Ridinger zudem 
die Haltung des Mieterbundes zum Ener-
gieausweis. Hohe Kosten wirkten investiti-
onshemmend, da ein Euro nur einmal aus-
gegeben werden könne. Zudem enthielten 
bereits heute faktisch alle Modernisie-
rungen energetische Komponenten. Dies 
sei nicht zuletzt eine Folge steigender Ener-
giepreise und werde auch in den nächsten 
Jahren – mit oder ohne Energieausweise 
– der Investitionsschwerpunkt sein. 

Mehr agieren statt reagieren

Verbandspolitisch sieht Ridinger die Not-
wendigkeit, mehr zu agieren und weniger 

zu reagieren. Die 
Wohnungswirtschaft 
biete hierzu als „Re-
sonanzboden“ gesell-
schaftlicher Entwick-
lungen gute Voraus-
setzungen. Der VdW 
südwest habe dies im 
vergangenen       >>

„Ein moderner Verband soll 
agieren und nicht nur auf die 
Politik reagieren.”

Dr. Rudolf Ridinger, 
Vorstandssprecher VdW südwest e.V.Dr. Rudolf Ridinger, Verbandsdirektor des 

VdW südwest

Wandel der Wohnungs- und Immobilienmärkte
– Mietrecht und Rechtsprechung nicht zeitgemäß –  

Verbandstag des VdW südwest vom 25. bis 27. September 2006 in Hofgeismar
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Jahr mit einer Vielzahl von Aktivitäten 
getan, so zum Beispiel mit der Unterstüt-
zung des ersten Genossenschaftsfestes in 
Kassel, der Aktion Stadt, der Beteiligung 
an einem Energiegipfel und einer inte-
grationspolitisch ausgerichteten „Fußball-
Wohnungsmeisterschaft“.

Ein weiteres Beispiel hierfür seien laufen-
de Kooperationsgespräche mit dem hes-
sischen Innenministerium zur Gestaltung 
sicherer und lebendiger Wohnquartiere, 

die in der gemeinsamen Ausrichtung 
eines Wettbewerbs münden sollen. Hier-
zu stellte auf dem Verbandstag Hessens 
Innenminister Volker Bouffier seine Über-
legungen vor. 

Innenminister 
Bouffier: 
Sicherheitspart-
nerschaft mit 
Wohnungswirt-
schaft

Die Wohnungswirt-
schaft, so Bouffier, 
„ist ein besonders ge-
eigneter Partner für 
Sicherheit“, denn ge-
rade die Sicherheit der eigenen Wohnung 
sei ein Grundbedürfnis der Menschen. 
Da könne es nicht wie in Frankreich die 
Zukunft sein, „dass wir ein paar Zäune um 
die Häuser ziehen“. Um zu verhindern, 
dass in Wohnquartieren eingebrochen 
wird, Menschen auf der Straße beraubt 
oder geschlagen werden, Autos zerkratzt, 
Fahrräder aus Kellern gestohlen oder Wän-
de beschmiert werden, müsse mehr getan 
werden, als mit polizeilichen Mitteln mög-
lich sei. Auch Familien- oder Nachbar-
schaftsstreit sei mit polizeilichen Mitteln 
allein nicht dauerhaft zu befrieden.

Der Minister sprach nicht nur von Video-
überwachung und Zugangskontrollen in 
den Häusern. Es gehe darum, zusammen 
mit den Mitgliedern des VdW südwest 

vorbeugende Konzepte für praktisches 
Handeln zu entwickeln.

Außerdem gehe es auch um das subjektive 
Sicherheitsgefühl der Menschen in den 
Wohnquartieren. Sinnvoll sei es zum Bei-
spiel, dunkle Ecken besser auszuleuchten, 
90-Grad-Winkel in Fluren zu vermeiden, 
um die Sicht zu verbessern, oder Aufzug-
türen aus Glas einzusetzen, damit die 
Menschen sehen, wer auf sie zukommt. 
Der Polizeieinsatz stehe immer am Ende, 
es komme aber darauf an, am Anfang 
etwas zu tun.

Notwendigkeit der Deregulierung

Das Problem der Überregulierung der 
Wohnungsmärkte war das Thema eines 
Vortrags von Bouffiers Ministerkollegen 
Jürgen Banzer. Der hessische Justizmi-
nister schwang sich in seiner Rede zwar 
verbal zum Verfechter eines „Paradigmen-
wechsels“ hin zu weniger Staat auf. Er er-
klärte, mehr Markt stärke den Mieter und 
sorge für Investitionen in den Wohnungs-
bau. Banzer versicherte ebenso, das neue 
Gleichbehandlungsgesetz sei „integrations-
feindlich“ und berge die große Gefahr der 

„Gettobildung.“ Der 
Minister musste aber 
gleichzeitig zugeben, 
dass das Land Hessen 
dem Gleichbehand-
lungsgesetz im Bun-
desrat zugestimmt 
hat. Weiter verteidi-
gte er die in Hessen 
eingeführte Verpflich-
tung zur Einführung 
von Rauchwarnmel-
dern. Es ginge hierbei 

um die Rettung von Menschenleben, so Banzer. 

Vermieter alleine gelassen

In diesem Zusammenhang stellte Ridinger 
klar, die Kritik des Verbandes beziehe sich 
darauf, dass die Vermieter im Hinblick auf 
die Gewährleistung des Betriebs der Rauch-
warnmelder rechtlich allein gelassen würden. 
Schon der Zugang zu den Wohnungen sei ein 
Problem.

Mit Blick auf das Gleichbehandlungsgesetz 
und die Einführung von Energieausweisen, 
die beide auf europäische Vorgaben zurück-
gehen, sprach sich Ridinger für eine engere 
politische Partnerschaft auf Länderebene aus. 
Die europäische Politik propagiere immer wie-
der einen „bottom up“-Ansatz. Das Gegenteil 

Volker Bouffier
Hessischer Minister des Innern und für 
Sport

„Es kann nicht unsere Zukunft 
sein, dass wir ein paar Zäune um 
die Häuser ziehen. Ich lade Sie 
deshalb ein, gemeinsam mit mir 
Ideen für lebendige und sichere 
Wohnquartiere zu entwickeln.”

Staatsminister Volker Bouffier
Hessisches Ministerium des Innern 
und für Sport

Dr. Franz Georg Rips, Deutscher Mieterbund (l.), und Verbandsdirektor Dr. Rudolf Ridinger
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Etappensieg bei Energieausweisen

Die nach wie vor bestehenden Probleme 
bei den Vorgaben zu den Energieaus-
weisen thematisierte Siegfried Rehberg, 
Referent des GdW. Er konnte immerhin 
einen Etappensieg verkünden.

So sei mit dem Energieausweis wahr-
scheinlich erst Anfang 2007 zu rechnen 
und voraussichtlich sei es den Wohnungs-
unternehmen freigestellt, ob sie einen be-
darfsorientierten oder einen verbrauchs-
orientierten Energieausweis verwenden. 
Abgewendet werden könne wahrschein-
lich auch, dass nur externe Fachleute einen 
Energieausweis ausstellen dürfen.

Rehberg machte allerdings einmal mehr 
klar, dass der Energieausweis wohl nicht 
zu mehr energetischen Sanierungen in 
den Wohnungsbeständen führen werde. 
Aktuelle Untersuchungen zeigen laut Reh-
berg, dass die Wohnungswirtschaft durch 
energetische Modernisierung die Anforde-
rungen des so genannten Kyoto-Protokolls 
einer Verringerung des Treibhausgases 
Kohlendioxid bereits jetzt erfüllt hat.

Einbeziehung von Bewohnern 
in Investitionsentscheidungen

Die Einbeziehung von 
aktuellen und künf-
tigen Bewohnern in 
Investitionsentschei-
dungen wurde auf 
dem Verbandstag an-
hand mehrerer Bei-
spiele diskutiert.

Gleich zum Auftakt 
des Verbandstages 
hatte Karl-Heinz Ran-
ge, Vorsitzender des 
Verbandsrates des VdW südwest, betont: 
„Wenn wir als Wohnungswirtschaft Woh-
nen und Wohnumfeld mit unseren Mie-
tern gemeinsam gestalten, dann haben 
wir alle Chancen, den demographischen 
Wandel zu bewältigen.“

Als Beispiele einer neuen Kultur der Ge-
meinsamkeit zwischen Unternehmen 
und Mietern wurden Projekte aus Hes-
sen – Wohnbau Gießen, Nassauischen 
Heimstätte, Bau- und Wohngenossen-
schaft Wohnsinn in Darmstadt sowie der 
Gemeinnützigen Wohnungsgesellschaft für 
den Kreis Viersen aus Nordrhein-Westfalen 
vorgestellt.

Während in Gießen 
ein Mieterrat mit weit-
reichendem Einfluss 
an Entscheidungen 
über die Sanierung 
der Wohnungen be-
teiligt wird, beziehen 
die Viersener ihre 
Mieter in die Gestal-
tung des Wohnum-
feldes ein. Die Nas-
sauische Heimstätte 
sorgte in einem Diet-
zenbacher Quartier 

mit Concierges für mehr Sicherheit sowie 
im Frankfurter Stadtteil Bergen-Enkheim 
mit einem Nachbarschaftsverein für mehr 
Gemeinschaftsgefühl und konkrete Hilfe, 
auch für ältere Menschen. Die aus einer 
Bürgerinitiative ent-
standene Bau- und 
Wohngenossenschaft 
Wohnsinn in Darm-
stadt wiederum hat 
in mühevoller Klein-
arbeit eine Gemein-
schaft aus rund 70 
erwachsenen Bewoh-
nern eines Baupro-
jektes gemacht, die 

als Hausgemeinschaft enge Kontakte mit-
einander pflegen.

Keiner der vorgestellten Wege zu mehr Ge-
meinsamkeit, so zeigte die Diskussion, ist 
ohne Haken und Ösen und alle brauchen 
einen langen Atem. Gleichwohl zogen alle 
Diskutanten aufgrund der Möglichkeiten 
der stärkeren Identifikation der Bewohner 
mit ihrem Quartier zumindest für ihre 
Projekte insgesamt ein positives Fazit.

Klar ist, dass es bei der Mieterbeteiligung 
kein Musterprojekt gibt, das eins zu eins 
auf andere Unternehmen oder Wohnge-
biete übertragen werden kann. Schwierig 
an der Mieterbeteiligung ist, dass aus-
ländische Bewohner nur schwer erreicht 
werden, die Menschen in den vergangenen 

Jahren immer ego-
istischer geworden 
sind und nach dem 
Staat rufen, wenn es 
eng wird. So jedenfalls 
die Erkenntnisse des 
Wissenschaftlichen 
Direktors des InWIS, 
Bochum, Prof. Dr. 
Volker Eichener. 

Im Gespräch(v. l. n. r.): Hofgeismars Bürgermeister Heinrich Sattler, Verbandsratsvorsitzen-
der Karl-Heinz Range, der hessische Justizminister Jürgen Banzer und Detlef Hans Franke, 
FuP, Frankfurt

„Wenn wir als Wohnungswirt-
schaft Wohnen und Wohnumfeld 
mit unseren Mietern gemeinsam 
gestalten, dann haben wir alle 
Chancen, den demographischen 
Wandel zu bewältigen.”

Karl-Heinz Range
Vorsitzender des Verbandsrates VdW 
südwest e.V.

„Der Sozialstaat gibt zu 
viele Euros für soziale 
Transferleistungen aus und zu 
wenige für die Aktivierung von 
Selbsthilfe.”

Prof. Dr. Volker Eichener, Wissen-
schaftlicher Direktor InWIS GmbH
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Er wies allerdings auch darauf hin, dass 
die Beteiligungen positive ökonomische 
Effekte in erheblichem Umfang auslösen 
können. 

Mehrstufige „Change-Prozesse“

Vor dem Hintergrund sich verändernder 
Anbieter- und Kundenstrukturen bedür-
fen zudem häufig die Unternehmens-
struktur und die Unternehmenskultur 
von Wohnungsunternehmen einer An-
passung. Was dies nach sich zieht und wie 
man damit umgeht, verdeutlichten Heinz 
Jürgen Schirduan, Prüfungsdirektor des 
VdW südwest, und die Geschäftsführer 
Matthias Müller, GWW Wiesbaden und 
Ralf Petzold, WohnBau Mühlheim am 
Main.

In ihrem Mehrstufenmodell für „Change- 
Prozesse“ machten sie klar, dass die Verän-
derungen im Dialog mit den Mitarbeitern 
erfolgen müssen, dass sie von der Unter-
nehmensspitze gewollt seien und die Füh-
rungskräfte zum Motor der Umwandlung 
werden müssen. Klassischer Fehler sei es, 
den Aufwand von „Change-Prozessen“ zu 
unterschätzen, den Betriebsrat nicht oder 
zu spät einzubinden, alles ausschließlich 
externen Experten zu überlassen oder zu 

unterschätzen, dass der Mensch nun mal 
ein Gewohnheitstier sei. 

Unternehmenskommunikation im 
Unternehmen und gegenüber Kunden

Eine veränderte Unternehmenskultur 
setzt nach den Worten von Detlef Hans 
Franke, geschäftsführender Gesellschafter 
der auf Marketing und Public Relations für 
die Wohnungswirtschaft spezialisierten 
Frankfurter Agentur FuP Kommunika-
tions-Management GmbH, eine veränderte 
Unternehmenskommunikation voraus.

Dies gelte nicht nur bei Veränderungen 
im Unternehmen selbst, sondern auch 
gegenüber Kunden und müsse strategisch 
angepackt werden. Häufig, so bemängel-
te Franke in seinem Workshop „Kunden 
binden und Kunden gewinnen mit Kom-
munikation“, würden Instrumente wie 
Pressearbeit, Internet, Geschäftsberichte 
und Sponsoring „aus dem Bauch heraus“ 
eingesetzt, ohne zuvor klare Kommunika-
tionsziele aus den Unternehmenszielen 
abzuleiten.

Ebenso wichtig sei es auch, die Ergebnisse 
in regelmäßigen Abständen zu überprü-
fen. Nur so können ein wirtschaftlicher 

Einsatz der Mittel gewährleistet und die 
Instrumente zielgenau fokussiert werden. 
Beim Internet ließe sich zum Beispiel 
die Anzahl und die Qualität der Zugriffe 
genau überprüfen. Bei der Werbung sei in 
einem Fall das Internet, im anderen Fall 
das Bauschild das richtige Instrument und 
häufig seien Mieterzeitungen in Umlauf, 
die nicht an den Interessen der Bewohner 
ausgerichtet seien und deshalb ungelesen 
im Papierkorb landeten.

Kommunikation Schlüssel 
zur Zukunft

Abschließend unterstrich Ridinger die Not-
wendigkeit einer veränderten Kommunikati-
on auf den Wohnungsmärkten. Dies ergebe 
sich insbesondere aus dem demographischen 
Wandel, dabei insbesondere der Ausdifferen-
zierung der Nachfrage nach Wohnen durch 
die Diversifizierung der Lebensstile.

Zudem sei damit zu rechnen, dass in den 
nächsten Jahren die Fluktuation in den 
Wohnquartieren erheblich zunehme. Lebens-
läufe seien bereits heute in Lebensabschnitte 
mit sich grundlegend ändernden Wohnbe-
dürfnissen aufgeteilt. Dies sei heute noch 
dadurch verdeckt, weil in einem erheblichen 
Teil der Wohnungsbestände noch die Mieter 
der ersten Stunde lebten. Höhere Fluktuati-
onsraten würden bei den Wohnungsunter-
nehmen zukünftig den Anpassungsdruck 
noch weiter erhöhen.

Der Verbandstag habe deutlich gemacht, 
dass die Wohnungsunternehmen in viel-
fältiger Weise neue Dienstleistungsange-
bote entwickeln. Auch habe die Aktion 
Stadt deutlich gemacht, dass die Lösungs-
kompetenz der Wohnungswirtschaft weit 
über das angepasste Angebot von Woh-
nungen hinausgeht. Die Veränderungen 
erfordern aber weitergehende Reaktionen, 
dabei insbesondere in der Marktkommuni-
kation. Dieses Feld dürfe nicht den Regu-
lierern und den ökonomischen Interessen 
einzelner Akteure überlassen werden. Die 
Wohnungswirtschaft müsse mit eigenen 
Konzepten agieren. Deshalb werde die Fra-
ge der Kommunikation einen noch stär-
keren Schwerpunkt in der Verbandsarbeit 
bilden und auch ein Themenschwerpunkt 
des nächsten Verbandstages sein.

Podiumsdiskussion (v. l. n. r.): 
Wolfgang Koberg, Klaus Mainz, Volker Behneke und Kornelia Müller

Weitere Berichte über den Verbands-
tag 2006 des VdW südwest finden 
sich in den Landesteilen Hessen und 
Rheinland-Pfalz.
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Für Sie gelesen

ifs (Hrsg.)Wohneigentum als Säule 
der privaten Altersvorsorge, 104 S., 
Bd. 68 der Schriftenreihe des ifs, 
ISBN 3-87169-533-5., 19,50 Euro.

Institut für Städtebau, Wohnungswirtschaft und Bausparwesen e. V. (Hrsg.)

Referate und Statements der 
41. Königsteiner Gespräche 
hat das Institut für Städtebau, 
Wohnungswirtschaft und Bau-
sparwesen e. V. (ifs) im Band 
68 seiner Schriftenreihe zusam-
mengestellt.

Die 41. Königsteiner Gespräche 
standen unter dem Gene-
ralthema „Wohneigentum als 
Säule der privaten Altersvor-
sorge“ und fanden am 27. und 
28. April 2006 in Bonn statt. 

Aus unterschiedlichen Blick-
winkeln betrachten die Auto-
ren das Thema. Für den eiligen Leser sind 
die Pressemeldungen vorangestellt. Ver-
fasser der Referate und Statements sind 
unter anderem Hermann Marth, Vorsit-
zender des Vorstandes der RAG Immobili-
en AG, Essen, zum Thema „Die Immobilie 

Wohneigentum als Säule der privaten Altersvorsorge
künftig als Finanzpro-
dukt?“, Günter Kozlow-
ski, Staatssekretär im 
Ministerium für Bauen 
und Verkehr des Landes 
Nordrhein-Westfalen 
zum Thema „Stadtum-
bau West – die Sicht 
Nordrhein-Westfalens“ 
und Dierk Hausmann, 
Leitender Baudirek-
tor Stadtplanungsamt, 
Frankfurt am Main, 
zum Thema „Woh-
nungsaufkäufe und ihre 
Konsequenzen für die 
Stadtentwicklung“. 

Wissenschaftlich beratend sind die abge-
druckten Beiträge von Dr. Marie-Therese 
Krings-Heckemeier, Vorstandsvorsitzende 
empirica AG, Berlin, zum Thema „In-
nerstädtisches Wohnen: Konkurrenz und 

Bewohner und Arbeitsplätze“ und von 
Rolf Müller, Gruppenleiter Wohnungswe-
sen des Bundesamtes für Bauwesen und 
Raumordnung, Bonn, zum Thema „Bal-
lungsräume und Entleerungsgebiete: Wer 
gewinnt, wer verliert?“zu begreifen.

Weitere Referenten mit Beiträgen waren 
Gerda Hasselfeld, MdB, Vorsitzende des 
Kuratoriums des ifs, Andreas Trautvetter, 
Minister für Bau und Verkehr des Frei-
staats Thüringen, Walter Klug, Geschäfts-
führer der Morgan Stanley Real Estate 
Investment GmbH, Frankfurt am Main 
und Prof. Dr. Johann Eekhoff, Universität 
Köln.

Annegret Buch, Wilma Elsing, Liese-
lotte Steveling (Hrsg.), Focussing on 
Real Estate – Englisch für die Immo-
bilienwirtschaft, ISBN 978-3-87292-
218-1, 39,80 Euro, Hammonia Verlag 
Hamburg.

Annegret Buch, Wilma Elsing, Lieselotte Steveling (Hrsg.)

Immobilienkaufleute müssen spätestens 
seit der Neuordnung des Berufsbildes in 
diesem Jahr eine branchenbezogene Fremd-
sprache erlernen. Zudem wird insbesonde-
re immobilienwirtschaftliches Englisch im 
Berufsalltag nachgefragt. 

Mit der Gestaltung der kommunikativen 
Kompetenz im international ausgerichte-
ten Beruf beschäftigt sich das von leitenden 
Mitarbeiterinnen des EBZ – Europäisches 
Bildungszentrum Bochum herausgege-
bene Lehrbuch, das sich gleichermaßen 
zur Aus-, Fort-, und Weiterbildung in der 
Wohnungs- und Immobilienwirtschaft 
nutzen lässt.

Aufbau, Inhalt und methodischer Ansatz 
dieses Lehrbuches sind durchgängig dem 
Konzept handlungsorientierten Unter-
richts verpflichtet. Vielfältige, aus beruf-
licher Praxis entwickelte Lernsituationen 

Foccussing on Real Estate – 
Englisch für die Immobilienwirtschaft

bieten dem Nutzer dieses Lehrbuches 
durch den allmählichen Aufbau des Fach-
wortschatzes für berufsrelevante Kommu-
nikationssituationen die Möglichkeit, auf 
unterschiedlichen Niveaustufen Kompe-
tenzen in der Fremdsprache zu erwerben. 
Eine beigefügte Audio-CD unterstützt die 
Entwicklung des Hörverständnisses.

Das Lehrbuch berücksichtigt bereits die 
Anforderungen des neuen Rahmenlehr-
plans.
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Forschungsprojekt „Zuwanderer in der Stadt“

Die Städte Es-
sen, Frankfurt 
am Main, Ham-
burg, Hanno-
ver, Mannheim, 
München und 
Nürnberg so-
wie der Bezirk 
Mitte in Berlin 
haben integra-
tionsfördernde 
Maßnahmen in 
ausgewählten 
Stadtquartieren erprobt und stellten ihre 
Ergebnisse jetzt zur Diskussion. 

Der Kongress „Voneinander lernen – 
Gute-Praxis-Beispiele stadträumlicher In-
tegrationspolitik“ am 28. und 29. Septem-
ber in Nürnberg bildete den Abschluss 
des Projektes „Zuwanderer in der Stadt 
– Perspektiven sozialräumlicher Integra-
tion“. An dem Projekt beteiligten sich die 
Schader-Stiftung, der Deutsche Städtetag, 
der GdW Bundesverband deutscher Woh-
nungs- und Immobilienunternehmen, das 
Deutsche Institut für Urbanistik (Difu), 
das Institut für Wohnungswesen an der 
Ruhr-Universität Bochum (InWIS) sowie 
das Bundesministerium für Bildung und 
Forschung.

Projektergebnisse in zwei Stufen

Bereits am 11. Februar 2005 wurden auf 
dem ersten Kongress in Berlin die Emp-
fehlungen zur stadträumlichen Integrati-
onspolitik vorgestellt, die im Rahmen des 
Projektes von einem interdisziplinären Ex-

Acht Städte erproben neue 
Integrationskonzepte für Zuwanderer

pertenforum aus Prakti-
kern und Wissenschaft-
lern erarbeitet worden 
sind (vgl. VM 3/2005).

Ein Praxis-Netzwerk 
aus Kommunen und 
Wohnungswirtschaft 
hatte die Aufgabe, als 
zweite Projektsäule zu 
dem Expertenforum, 
dessen  Ergebnisse 
auf die jeweils lokalen 
Zusammenhänge zu 
übertragen und umzu-
setzen, um dadurch die 
kommunale und woh-
nungswirtschaftliche 
Praxis der sozialräum-
lichen Integration von 
Zuwanderern weiter zu 
entwickeln.

Praktische Erprobung in den Städten 

Einige zentrale Ergebnisse lauten:

π  Unsere Gesellschaft misst der stadt-
räumlichen Integrationspolitik häufig 
noch zu wenig Bedeutung bei. Diese 
bleibt eine Art lokaler Fach- und Kli-
entelpolitik. Ihre zentrale Rolle für die 
Zukunft der Stadt wird damit vielfach 
unterschätzt. Integrationspolitik benö-
tigt politische Legitimation.

π  Basis für die Integrationsarbeit vor Ort 
sollte ein von den Kommunalparlamen-
ten verabschiedetes integrationspoli-
tisches Konzept sein.

π  Stadträumliche Integrationspolitik 
braucht Netzwerke und Kooperationen 
sowie ausreichende personelle und fi-
nanzielle Ressourcen.

π  Die Bündelung von Ressourcen und ein 
ressortübergreifender Politikansatz sind 
Voraussetzung für eine erfolgreiche In-
tegrationsarbeit vor Ort. Das Bund-Län-
der-Programm „Soziale Stadt“ hat hier 
wichtige Anstöße gegeben.

π  Die integrationspolitischen Ansätze in 
den Städten müssen Teil der auf Dau-
er angelegten Regelinstrumentarien 
kommunaler Daseinsvorsorge werden. 
Kurzfristige „Strohfeuerprojekte“ ver-
brennen finanzielle Ressourcen und 
wirken negativ auf die Motivation und 
das Engagement der Akteure vor Ort.

π  Die zentralen Politikfelder zur Verbesse-
rung der Integration auf Stadtteilebene 
sind aus Sicht der beteiligten Städte die 
Bereiche Bildung, ethnische Stadtteil-
ökonomie und Partizipation.

Projekt Elternbildung 
im Programm „Lokales Kapital für soziale Zwecke“

Sprachkurse für Mütter mit Migrationshin-
tergrund im Programm „Lokales Kapital für 
soziale Zwecke“



17

11/06 • VerbandsMagazin

Aktuelles

Die Ergebnisse der Praxisphase des 
Projekts sind als Bericht „Stadträum-
liche Integrationspolitik, Umsetzung 
der Empfehlungen“ des Projekts 
„Zuwanderer in der Stadt“ kostenlos 
unter www.zuwanderer-in-der-stadt.de 
herunterzuladen.

Die Ergebnisse der Begleitforschung 
zum Verbundprojekt können dort on-
line gegen eine Schutzgebühr von 
8 Euro oder direkt bei der Schader-
Stiftung, Projektgeschäftsstelle „Zu-
wanderer in der Stadt“, Darmstadt 
Tel.: 06151 1759-0
Fax: 06151 1759-25
E-Mail: kontakt@schader-stiftung.de 
bestellt werden.

π  Die Kooperation mit den Wohnungsun-
ternehmen ist ein wichtiger Baustein 
zur Verbesserung der Integration in den 
Wohnquartieren.

In der Pressemitteilung der Projektge-
schäftsstelle wurde hinzugefügt, dass 
mit der Veräußerung kommunaler und 
öffentlicher Wohnungsunternehmen an 
ausschließlich renditeorientierte Finanzin-
vestoren ein integrationspolitisches Steue-
rungsinstrument verloren gehe. 

Treffpunkt Eisdiele, Berlin-Kreuzberg, 
Wrangelkiez

Fachöffentliches Forum in Kassel 

Die Zusammenarbeit mit Eigen-
tümern im Stadtumbau stand 
im Mittelpunkt des vierten 
fachöffentlichen Forums im Ex-
WoSt-Forschungsfeld Stadtum-
bau West, das das Bundesmi-
nisterium für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung (BMVBS) mit 
dem Bundesamt für Bauwesen 
und Raumordnung am 21. und 
22. September 2006 veranstal-
tete.

Viele Kommunen stehen vor 
der Herausforderung, in Zu-
sammenarbeit mit Eigentümern Stadtum-
bau-Strategien zu entwickeln, die stand-
ortspezifischen Eigentumsverhältnissen 
Rechnung tragen und die Immobilien- 
und Grundstücksbesitzer zur Mitarbeit 
bewegen. 

Einen einführenden Vortrag zum Thema 
„Stadtumbau – ein Kooperationsprozess 
öffentlicher und privater Akteure“ hielt 
Dr. Ulrich Hatzfeld, Unterabteilungsleiter 
Stadtentwicklung im BMVBS. 

Nach einem Erfahrungsbericht aus Hes-
sen zur „Integration privater Akteure im 

Stadtumbau West – Die Zusammenarbeit 
mit Eigentümern im Stadtumbau

Stadtumbau“ und einem Über-
blick über den Stand der „Zu-
sammenarbeit mit Eigentümern 
im Stadtumbau der Pilotstädte 
des ExWoSt-Forschungsfeldes 
Stadtumbau-West“ folgten ei-
ne Reihe unmittelbarer Erfah-
rungsberichte aus der Praxis. 
Dazu wurden die Praxisberichte 
in die zwei Gruppen „Zusam-
menarbeit mit privaten Klein-
eigentümern im Stadtumbau“ 
und „Zusammenarbeit mit 
Wohnungsunternehmen“ un-
terteilt. 

Erste Zwischenberichte zum Stadtumbau 
Ost zeigen, dass die Zusammenarbeit mit 
Wohnungsunternehmen „leichter“ verläuft 
als mit vielen Kleineigentümern. Beson-
ders schwierig wird die Zusammenarbeit, 
wenn die Eigentümer von Wohnungsbe-
ständen häufiger wechseln.

Insgesamt stieß das Thema auf großes 
Interesse beim Fachpublikum aus über 
200 Teilnehmern aus Politik, Stadt- und 
Landschaftsplanung, Wohnungswirtschaft, 
Architektur, Wirtschaftsförderung und 
Wissenschaft. 

Richtig Modernisieren

Veranstaltungsreihe Technik 
des VdW Rheinland Westfalen und des VdW südwest

Die Sanierung der Wohnungsbestände 
– insbesondere aus den 50er und 60er 
Jahren – ist derzeit eine Hauptaufgabe 
der Wohnungswirtschaft. Besonders bei 
der energetischen Modernisierung tre-
ten immer noch Probleme und Mängel 
auf, die durch eine sachgerechte Pla-
nung vermieden werden könnten. 

In der gemeinsamen Veranstaltungs-
reihe Technik des VdW Rheinland 
Westfalen und des VdW südwest 
findet am 7. Dezember 2006 im EBZ 

– Europäisches Bildungszentrum in 
Bochum eine Fachtagung statt, in der 
aktuelle, typische Problemstellungen 
bei der Modernisierung aufgegriffen 
und Hinweise zur Weiterentwicklung 
der Anerkannten Regeln der Technik 
gegeben werden. 

Ziel der Tagung ist es, typische Schä-
den der Vergangenheit aufzuzeigen 
und Hilfestellung zu geben, um bei 
der Behebung alter Schäden neue zu 
vermeiden.
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Bei der Konferenz „Älter werden in Deutsch-
land – Kommunen stellen sich der He-
rausforderung“ kamen am 14. September 
2006 in Bonn rund 150 Bürgermeister aus 
ganz Deutschland zusammen. Sie disku-
tierten über die Auswirkungen der demo-
graphischen Entwicklung auf das Leben in 
den Gemeinden und Städten.

„Jeder Euro, den Kommunen in eine se-
niorengerechte Infrastruktur investieren, 
stärkt die Zukunftsfähigkeit des Stand-
orts“, gab der Parlamentarische Staatssek-
retär im Bundesministerium für Familie, 

Städte sollen Erfahrung und Wissen der Senioren nutzen
Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ), 
Dr. Hermann Kues, den Bürgermeistern 
mit auf den Weg. 

Die zentrale Herausforderung bestehe 
darin, die lokalen Infrastrukturen an die 
spezifischen Bedarfe älterer Menschen 
anzupassen: „Ältere Menschen sind ein 
Aktivposten, sie verfügen über reiches 
Erfahrungswissen, hervorragende Kom-
petenzen und wichtige Schlüsselqualifika-
tionen. Ein stärkeres Engagement älterer 
Menschen eröffnet neue Chancen für uns 
alle“, so Hermann Kues. 

Der Deutsche Städte- und Gemeindebund, 
einer der Veranstalter der Konferenz, wies 
auf die Erfordernis einer Neuorientierung 
der kommunalen Seniorenpolitik hin. 
„Das kann aber nur gelingen, wenn die 
Politik endlich die Kommunen stärkt und 
ihre Finanzausstattung verbessert“, erklär-
ten sein Hauptgeschäftsführer Dr. Gerd 
Landsberg und sein Präsident Roland 
Schäfer.  

Konferenz „Älter werden in Deutschland“

Neues Gesetz in Schleswig-Holstein

Schleswig-Holstein hat nun neben Ham-
burg und Hessen als drittes Bundesland 
einen rechtlichen Rahmen zur Aufwertung 
urbaner Quartiere geschaffen.

Das Gesetz über die Einrichtung von Part-
nerschaften zur Attraktivierung von City-, 
Dienstleistungs- und Tourismusbereichen 
(PACT-Gesetz) trat am 27. Juli 2006 in 
Kraft. Ziel ist die Verbesserung der wirt-
schaftsstrukturellen und städtebaulichen 
Situation in den Städten und Kommunen 
durch privates Engagement. Das Gesetz 
eröffnet den Kommunen die Möglichkeit, 
die urbanen Einzelhandels- und Dienst-
leistungsstrukturen sowie Tourismusbe-
reiche effektiver zu stärken. 

PACT will die Aufwertung 
urbaner Quartiere vorantreiben

Mit dem PACT-Gesetz, so das Landesin-
nenministerium, werden nicht nur die 
Möglichkeiten privaten Engagements im 
öffentlichen Raum, sondern gleichzeitig 
die Kommunen in ihrer kommunalen 
Planungshoheit und Selbstverwaltung ge-
stärkt. Die Rechte des einzelnen Betrof-
fenen auf die Abwehr von Verpflichtungen 
und Maßnahmen würden gewahrt.

Der gesetzliche Rahmen ist als ein Angebot 
an Gemeinden zu verstehen, die insbeson-
dere auf private Initiative hin, abgegrenzte 
Bereiche durch Satzung festlegen können. 
Das Gesetz ist mit fünf Paragraphen kurz 
gehalten und enthält die wichtigen Rege-
lungen zur Umlagenerhebung und zum 
sogenannten Negativvotum.  

Der DV – Deut-
scher Verband 
für Wohnungs-
wesen, Städte-
bau und Raum-
ordnung, Berlin, 
wurde in diesem 

Jahr 60 Jahre alt. Im Rahmen einer 
Festveranstaltung am 28. September 
2006 wurden aus diesem Anlass die 
Auswirkungen der sich wandelnden 
Wohnungs- und Immobilienwirtschaft 
auf die Stadtentwicklung diskutiert.

In der vorausgegangenen Mitglie-
derversammlung, die erstmalig vom 
neuen Präsidenten Gernot Mittler 
geleitet wurde, wurde u. a. Burghard 
Schneider, Direktor des VdW Rhein-
land Westfalen, in den Verbandsrat 
des DV gewählt.

DV besteht 
seit 60 Jahren

Festveranstaltung 
in Berlin

Neue Wege zur Stadtentwicklung erkundet

Landespressekonferenz Saar in NRW

Die Landespressekonferenz Saar infor-
mierte sich vom 5. bis 7. Oktober 2006 
über die Bewältigung des demogra-
phischen und strukturellen Wandels in 
Nordrhein-Westfalen.

Die vom VdW Rheinland Westfalen 
organisierte Informationsreihe führte 
die 20 Journalisten nach Düsseldorf, 
Bochum, Herne, Dortmund, Essen und 
Köln, wo ihnen von Prof. Dr. Volker Ei-
chener (InWIS, Bochum) anhand vieler 
städtebaulicher Beispiele Möglichkeiten 

für ein zukunftsicheres Wohnen und 
Leben gezeigt wurden. Ein Informati-
onsgespräch mit Burghard Schneider, 
Verbandsdirektor des VdW Rheinland 
Westfalen, über neue Wege zur Stadt-
entwicklung rundete das Programm ab.
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9. Energietag Rheinland-Pfalz

Der rheinland-pfälzische Energietag hat 
sich zu einer festen Institution entwickelt, 
um Fragen der rationellen und regenera-
tiven Energienutzung zu diskutieren und 
Erfahrungen auszutauschen. Am 21. Sep-
tember 2006 eröffnete Umweltstaatssekre-
tärin Jacqueline Kraege den 9. Energietag in 
der Fachhochschule Bingen. 

Der Energietag, eine Veranstaltung der 
Transferstelle für Rationelle und Regenera-
tive Energienutzung Bingen (TSB) und des 
Ministeriums für Umwelt, Forsten und 
Verbraucherschutz, zog rund 450 Besu-
cher an. Die Teilnehmer kamen von Unter-
nehmen, Kommunen, Energieversorgern, 
Handwerks- und Ingenieursbetrieben. 
Architekten und Hochschulen sowie die 
Land- und Forstwirtschaft nutzten die Ge-
legenheit ebenso, sich über neue Entwick-
lungen und innovative Techniken aus dem 
Energiebereich zu informieren. 

Energiedienstleister informieren

Die Programmschwerpunkte lagen in die-
sem Jahr auf aktuellen Energiethemen 
wie „Dezentrale Energietechnik“, „Geo-
thermie und Regenerative Energien in 
Rheinland-Pfalz“ sowie „Energie sparen 
in kommunalen und gewerblichen Ge-
bäuden“. Wie in den vergangenen Jahren 
wurde die Tagung von der Fachausstellung 
„Energiemarkt Rheinland-Pfalz“ begleitet, 
auf dem zahlreiche Energiedienstleister, 
Anlagenhersteller und Energieversorger 
über ihre Produkte und Dienstleistungen 
informierten.

Energieeffizienz – 
Schlüssel für Zukunftsgestaltung

Landesregierung will Energiekosten 
senken – Bundesmittel attraktiv

In ihrer Eröffnungsrede nannte die Staats-
sekretärin als wichtigste Ziele der rhein-
land-pfälzischen Energiepolitik: Energie 
sichern, Kosten senken, Klima schützen 
und Arbeitsplätze schaffen.

Zur konkreten Umsetzung beschrieb sie 
folgende Projekte: „Wir werden eine Kam-
pagne zur Senkung der Energiekosten 
einleiten. Wir wollen die energetische Sa-
nierung von Gebäuden zu einem Jobmotor 
vor allem für das Handwerk machen. Dabei 
sehe ich uns, aber auch die Städte und Ge-
meinden sowie die Wohnungswirtschaft, 
als Vorbild für anspruchsvolle Standards 
und effiziente Technologien. Wir setzen 
dabei auf eine intelligente Kombination 
aus Information, Kompetenzentwicklung 
und finanziellen Anreizen.“

Das 1,4 Milliarden Euro Programm des 
Bundes biete eine attraktive Förderkulisse, 
die dazu mit beitrage, so Kraege. Weitere 
Bausteine des Programms seien der Aus-
bau einer kompetenten und kundennah-
en, zielgruppenspezifischen Beratung, ein 
Förderatlas, Qualitätssicherung der En-
ergieberatung sowie Forschung auf dem 
Gebiet der Altbausanierung.

Vorträge behandeln aktuelle Fragen

Vier interessante Vortragsgruppen – teil-
weise parallel verlaufend – machten es den 
Teilnehmern schwer, sich für eine Teilnah-
me zu entscheiden: „Dezentrale Energie-
technik“, ein Themenfeld, bei dem es um 

Stromerzeugung aus niedertemperierter 
Industrieabwärme und um Erfahrungen 
mit Sterling-Blockheizkraftwerken ging, 
konkurrierte mit dem zeitgleich laufenden 
Themenkomplex „Geothermie in Rhein-
land-Pfalz“. Hier wurde über den aktuellen 
Stand des Geothermieprojektes in Landau 
berichtet, Möglichkeiten der Risikomini-
mierung bei der geothermischen Explo-
ration aufgezeigt und über die Nutzung 
von Ab- und Restwärme bei der geother-
mischen Stromerzeugung informiert.

Themen um das Energiesparen in kommu-
nalen und gewerblichen Gebäuden konkur-
rierten mit Vorträgen über regenerative 
Energien in Rheinland-Pfalz. Hier wurden 
einerseits Biokraftstoffe in der Land- und 
Forstwirtschaft und alternative Brennstoffe 
aus Biomasse vorgestellt. Ein weiterer Vor-
trag berichtete über eine – bisher unge-
nutzte – Wärmequelle: Das Abwasser, des-
sen Restwärme zum wirtschaftlichen Hei-
zen und Kühlen geeignet sein kann. 

Landesausgabe
Rheinland-Pfalz

Vollversammlung

15. November 2006

Die nächste Vollversammlung der 
Arbeitsgemeinschaft der rheinland-
pfälzischen Wohnungsunternehmen 
findet am Mittwoch, dem 15. Novem-
ber 2006, um 10.00 Uhr in Neuwied 
statt. An ihr will auch der neue 
Staatssekretär im Finanzministeri-
um, Dr. Rüdiger Messal, teilnehmen.
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die erfreuliche Resonanz im 
Vorfeld des Fachsymposiums 
„Rückbau plus X – Chancen 
für kranke Immobilien?“ am 
3. November 2006 in Mainz. 
Die Veranstaltung ist bereits 
jetzt ausgebucht – die Ge-
schäftsstelle führt eine War-
teliste. 
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Weiterbildungspreis 2006

Das Ministerium für Wissenschaft, Weiter-
bildung, Forschung und Kultur zeichnet in 
Kooperation mit dem Landesbeirat für Wei-
terbildung Rheinland-Pfalz seit 2002 alle zwei 
Jahre herausragende Projekte des lebenslan-
gen Lernens aus.

In diesem Jahr wurden am 5. September 
in Mainz fünf Projekte und Aktivitäten, die 

Gestaltung des demographischen Wandels

Bauforum Rheinland-Pfalz

Im Rahmen der Gesellschafterversammlung 
des Bauforums Rheinland-Pfalz am 5. Okto-
ber 2006 berichtete die Geschäftsstelle über 
die Besichtigung des Prototyps eines innova-
tiven Aufzugssystems in Wiesbaden. Vor dem 
Hintergrund der Reduzierung der Kosten für 
Aufzüge soll nunmehr in Kooperation mit aus-
gewählten Partnern der Wohnungswirtschaft 
Rheinland-Pfalz geprüft werden, ob sich das 
System für ein Pilotprojekt in 2007 eignet.

Weiterhin diskutierten die Gesellschafter 
mögliche Themen für das 7. Bauforum 2007. 
Unter dem Arbeitstitel „Weiter Wohnen wie 
gewohnt?“ wird im Laufe der kommenden 
Wochen im Rahmen einer Arbeitsgruppe 
das Thema Wohnen mit einem Schwerpunkt 
„technische Entwicklungen“ vertieft.

Herr Schneider berichtete im Rahmen des 
Quartalsberichtes der Geschäftsstelle über 

Innovatives 
Aufzugssystem 
zur Nachrüstung

Egon Sprecher mit goldener Ehrennadel des VdW südwest ausgezeichnet

Egon Sprecher, der langjährige 
Vorstand der GEWOBAG gemein-
nützige Wohnungsgenossenschaft 
für den ehemaligen Landkreis Hof-
geismar eG in Hofgeismar, wurde 
zum Abschluss des Verbandstages 
in Hofgeismar für seine besonderen 
Verdienste um die Entwicklung der 
Wohnungswirtschaft mit der goldenen Eh-
rennadel des VdW südwest ausgezeichnet 
– nach der Ehrensatzung des Verbandes die 

„Personifiziertes Gewissen der Genossenschaften“  
höchste Auszeichnung, die in den 
letzten drei Jahren erst zum zwei-
ten Mal vergeben wurde. 

Mit dieser Auszeichnung werden 
nicht nur die Leistungen von Egon 
Sprecher für seine Genossenschaft, 
sondern auch sein weitergehendes 

Engagement gewürdigt. In seiner Laudatio 
verwies Verbandsdirektor Dr. Rudolf Ridin-
ger insbesondere auf den Einsatz für die 

wohnungswirtschaftliche Entwicklungshilfe 
in der Dritten Welt. Auch sei Sprecher ein 
wohnungswirtschaftlicher Vertreter, der sich 
„der sozialen Verantwortung der Woh-
nungswirtschaft bewusst“ sei und diese 
„auch in seiner Arbeit lebe“. Dabei beruhe 
sein besonderes Engagement auf den Zielen 
und Werten des Genossenschaftswesens. 
Sprecher sei, so Ridinger, „das personifi-
zierte Gewissen der wohnungswirtschaft-
lichen Genossenschaften“. 

sich exemplarisch mit der Gestaltung des 
demographischen Wandels auseinander-
setzen, mit dem Weiterbildungspreis 2006 
ausgezeichnet.
„Mit dem Weiterbildungspreis 2006 möch-
ten wir eine breite Öffentlichkeit für dieses 
wichtige Thema sensibilisieren“, sagte Wei-
terbildungsminister Professor Dr. E. Jürgen 
Zöllner.

Zu den Preisträgern gehörten unter ande-
rem das Projekt „Alphabetisierung für Mig-
rantinnen und Migranten“ in Bad Kreuz-
nach, die „Clearingstelle Förderung von In-
tegration durch Fortbildung“ in Mainz und 
das Projekt „Demographischer Wandel – 
Auswirkungen auf das Handwerk“ in Mainz. 
Der „Stiftungspreis MedienKompetenz Fo-
rum Südwest“ ging an das Lern- und Bera-
tungszentrum Trier. 

Personalia / Jubiläen

85 Jahre Bau AG Kaiserslautern

Am 29. September 2006 
feierte die Bau AG Kaiser-
lautern ihr 85-jähriges Be-
stehen in der renovierten 
Fruchthalle.

Unter anderem fand ein 
von Patrick Sommer 

Wichtiger Partner bei der Stadtentwicklung 
(SWR) moderiertes Po-
diumsgespräch statt, an 
dem Oberbürgermeister 
Bernhard J. Deubig, Bau 
AG-Vorstand Guido 
Höffner, Frank-Bodo von 
Wehrs vom rheinland-
pfälzischen Finanzmi-

nisterium und Dr. Rudolf Ridinger, Ver-
bandsdirektor des VdW südwest, teilnah-
men. Alle Teilnehmer unterstrichen die 
Funktionen der Bau AG bei den aktuellen 
und künftigen Herausforderungen der 
Stadtentwicklung. Der Oberbürgermeister 
würdigte vor diesem Hintergrund die Be-
deutung der kommunalen Wohnungsgesell-
schaft als wichtiger Partner für die Entwick-
lung der Stadt.  

85 Jahre Bau AG 
in der Fruchthalle Kaiserslautern

Innovatives Aufzugsystems zur Nachrüstung vorgestellt 
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Bernhard Koppmann mit Ehrennadel des VdW Rheinland Westfalen in Gold ausgezeichnet

Im Rahmen der Mitgliederver-
sammlung des VdW Rheinland 
Westfalen am 19. September 2006 
in Münster wurde der Vorstands-
vorsitzende der Baugenossen-
schaft Freie Scholle eG in Biele-
feld, Bernhard Koppmann, vom 
Vorsitzenden des Verbandsrates, 
Dietmar Cremer, mit der Ehren-
nadel in Gold des VdW Rheinland 
Westfalen ausgezeichnet.

Nach 30-jähriger Tätigkeit in der Wohnungs-
wirtschaft hatte Bernhard Koppmann für die 
neue Wahlperiode des Verbandsrates 2006 
bis 2010 nicht mehr kandidiert und auch den 
Vorsitz der Fachschaft der Wohnungsgenos-
senschaften im VdW Rheinland Westfalen 
abgegeben.

In seiner Laudatio würdigte Cremer das Wir-
ken von Koppmann in den Verbänden der 
Wohnungswirtschaft. Bernhard Koppmann 
gehörte vom 20. Oktober 1983 bis zum 19. 
September 2006 dem Verbandsausschuss 

Langjähriges Wirken für die Wohnungsgenossenschaften gewürdigt
des Verbandes westfälischer und 
lippischer Wohnungsunterneh-
men, dann dem Verbandsaus-
schuss des Verbandes rheinischer 
und westfälischer Wohnungsun-
ternehmen und schließlich dem 
Verbandsrat des VdW Rheinland 
Westfalen.

Aus der Fülle seiner Tätigkeiten 
in der Verbandsorganisation hob Cremer ins-
besondere das Engagement Koppmanns für 
die Wohnungsgenossenschaften hervor: Von 
1986 bis 2006 gehörte er ununterbrochen 
dem Genossenschaftsausschuss, zunächst 
im westfälisch-lippischen und seit 1991 im 
rheinisch-westfälischen Verbandsbereich an. 
Seit 1999 war er Vorsitzender der Fachschaft 
und des Genossenschaftsausschusses.

Ferner gehörte Bernhard Koppmann seit 
1998 dem Finanzausschuss und in den Jah-
ren 2004 und 2005 der Beitragskommission 
des VdW Rheinland Westfalen an.

Auf GdW-Ebene vertrat Koppmann die Inte-
ressen der Wohnungswirtschaft viele Jahre 
im Verbandsrat, im Präsidium der Bundes-
arbeitsgemeinschaft der Wohnungsgenos-
senschaften und im Fachausschuss der Woh-
nungsgenossenschaften mit Spareinrichtung. 
Für seine Verdienste auf GdW-Ebene wurde 
Koppmann am 20. April 2004 mit der Ehren-
medaille in Gold ausgezeichnet. 

Ein Höhepunkt in seinem Einsatz für die 
Genossenschaften war die Mitarbeit in der 
Expertenkommission „Wohnungsgenossen-
schaften“ der Bundesregierung in den Jahren 
2002 bis 2004. 

Cremer stellte fest, dass sich Koppmann um 
den Verband und die Wohnungswirtschaft in 
ganz Deutschland im Allgemeinen und die 
Wohnungsgenossenschaften im Besonderen 
im höchsten Maße verdient gemacht hat.

Verbandsdirektor Burghard Schneider fügte 
hinzu: „Bernhard, wir werden Dich sehr ver-
missen.“ 

Verbände und Gremien

Gremien, Ausschüsse, Arbeitskreise, Arbeitsgemeinschaften

Kooperations-Ausschuss Drei-Länder-Büro (DLB)
 Dienstag, 05.12., 16.30 Uhr Bonn

Gemeinsame Sitzung der Ausschüsse für Genossenschaften
 Montag, 27.11., 11.00 Uhr Düsseldorf

Gemeinsame Sitzung der Ausschüsse für Technik
 Donnerstag, 23.11., 11.00 Uhr Düsseldorf

Arbeitskreis 
„Privatisierung von Wohnungsbeständen“
 Mittwoch, 13.12., 11.00 Uhr Bonn

Arbeitsgemeinschaft 
rheinland-pfälzischer Wohnungsunternehmen 
π  Vollversammlung
 Mittwoch, 15.11., 10.00 Uhr Neuwied

π  Arbeitsausschuss
 Donnerstag, 02.11., 12.00 Uhr Mainz

Arbeitsgemeinschaft 
der Wohnungs- und Immobilienwirtschaft Saar (AWIS)
 Freitag, 10.11., 11.00 Uhr Saarbrücken

Veranstaltungsreihen

Aktuelles Steuerrecht
 –  2. Tagung 2006

Dienstag, 07.11., 10.00 Uhr Bochum

Technik in der Wohnungswirtschaft
 –  Richtig modernisieren –

Alte Bauschäden beseitigen, neue vermeiden
Donnerstag, 07.12., 10.00 Uhr Bochum

Treffpunkt Hausmeister in der Wohnungswirtschaft
  –  3. Treffpunkt 2006

Fr./Sa., 10./11.11. Bochum

Marktplatz Wohnungsgenossenschaften
 –  Kooperationen und Netzwerke

Donnerstag, 07.12., 10.00 Uhr Bonn

Treffpunkt Ehrenamt in Genossenschaften
  –  1. Treffpunkt 2006

Fr./Sa., 03./04.11. Münster

 –  2. Treffpunkt 2006
Fr./Sa., 10./11.11. Bad Neuenahr

 –  3. Treffpunkt 2006
Fr./Sa., 17./18.11. Fulda

 –  4. Treffpunkt 2006
Fr./Sa., 24./25.11. Wuppertal

VdW Rheinland Westfalen und VdW südwest: Gemeinsame Termine 2006

Die Termine werden in jeder Ausgabe des VerbandsMagazins 
ergänzt bzw. aktualisiert.
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Arbeitskreis „Stadtentwicklung und Stadterneuerung“
  Mittwoch, 06.12., 10.30 Uhr Düsseldorf

Europäischer Tisch
 Mo./Di., 06./07.11. Amsterdam

Tagungen / Kongresse 

π  Wohnen im Alter – Wohnungswirtschaft, Sozialdienstleister
  und Nutzer kommen zusammen 
 (i. V. m. DPWV NRW und DMB NRW)
 Dienstag, 14.11., 10.00 Uhr Dortmund

Veranstaltungsreihen

Perspektiven für Wohnungsgenossenschaften
 9. Symposium
 „Zukunft sichern – Innovative Produkte und 
 Dienstleistungen für Wohnungsgenossenschaften“
 (i. V. m. IfG Münster)
 Mittwoch, 08.11., 10.00 Uhr Münster

Technik in der Wohnungswirtschaft
 –  Multimedia: Vernetzte Welten 

Wohnungswirtschaft zwischen Mieter und Netzbetreiber
(i. V. m. WRW) 
Donnerstag, 09.11., 09.30 Uhr  Bochum

 –  Dichtheitsprüfung von Abwasseranlagen
Donnerstag, 30.11., 10.00 Uhr  Bochum

PR + Marketing in der Wohnungswirtschaft
 –  1. Workshop „Websites“

 Mittwoch, 15.11., 10.00 Uhr  Düsseldorf

 –  2. Workshop „Websites“
Dienstag, 12.12., 10.00 Uhr  Düsseldorf

Gremien, Ausschüsse, Arbeitskreise, Arbeitsgemeinschaften

Verbandsrat
 Montag, 04.12., 14.00 Uhr Düsseldorf

Präsidium
 Montag, 13.11., 12.30 Uhr Düsseldorf

Fachschaft Genossenschaften 
 –  Ausschuss

Montag, 27.11., 10.00 Uhr Düsseldorf 

Fachschaft ÖKU
 –  Arbeitsausschuss

Nächste Sitzung noch nicht terminiert

 –  ÖKU-Kamingespräche
Nächste Gesprächsrunde noch nicht terminiert

Fachschaft IKS
 Nächste Sitzung noch nicht terminiert

Finanzausschuss
 Donnerstag, 06.11., 11.00 Uhr Düsseldorf

Ausschuss Betriebswirtschaft
 Donnerstag, 02.11., 10.00 Uhr Düsseldorf

Ausschuss Steuern und Bilanzierung
  Do./Fr., 09./10.11., 14.00 Uhr Saarburg

Ausschuss Technik 
 Donnerstag, 16.11., 10.00 Uhr Düsseldorf

Ausschuss Wohneigentum 
 Sitzungen bei Bedarf

Arbeitskreis „PR + Marketing“ 
 Do./Fr., 30.11./01.12. Hannover
 (i. V. m. vdw Niedersachsen Bremen)

Arbeitskreis „WohnLeben für ältere Menschen“ 
 Fr., 03.11., 10.00 Uhr Gelsenkirchen

VdW Rheinland Westfalen: Termine 2006

Die Termine werden in jeder Ausgabe des VerbandsMagazins 
ergänzt bzw. aktualisiert.

VdW südwest: 
Termine 2006

Gremien/Ausschüsse

Verbandsrat
 Dienstag, 05.12., 10.00 Uhr  Frankfurt

Prüfungsausschuss
 Montag, 04.12., 15.00 Uhr  Frankfurt

Fachausschuss für Kapitalgesellschaften
 Mittwoch, 08.11., 10.00 Uhr  Marburg

Fachausschuss für Hausbewirtschaftung
 Donnerstag, 09.11., 10.00 Uhr Frankfurt 

Fachausschuss für Steuern
  Dienstag, 19.12., 10.00 Uhr  Frankfurt

Fachausschuss für Planung und Technik
 Donnerstag, 14.12., 10.00 Uhr  Frankfurt

Fachausschuss für Eigentum 
 Mittwoch, 15.11., 10.00 Uhr  Ludwigshafen

Fachausschuss für EDV und Organisation
 Montag, 13.11., 11.00 Uhr Frankfurt

Tagungen/Kongresse 

π  Aktuelle Förderprogramme in Hessen
 (i. V. m. Landestreuhandstelle Hessen)
 Freitag, 01.12., 10.00 Uhr  Frankfurt

Die Termine werden in jeder Ausgabe des VerbandsMagazins 
ergänzt bzw. aktualisiert.



Neuwahlen und Landespolitik im Mittelpunkt

Verbandsrat tagte zum Auftakt des Verbandstages 

Der Verbandsrat des VdW Rheinland Westfa-
len kam am 18. September 2006 im Rahmen 
des Verbandstages zusammen. Im Mittel-
punkt stand die Vorbereitung der einzelnen 
Veranstaltungen des Verbandstages.

Verbandsdirektor Burghard Schneider infor-
mierte außerdem den Verbandsrat über Ent-
wicklungen in der Bundes- und Landespolitik 
NRW. Neben der Wahl von Mitgliedern des 
Kuratoriums der Stiftung EBZ und der Nach-

wahl eines Delegierten zum GdW-Verbands-
tag befasste sich der Verbandsrat mit der 
Aufnahme eines Fördermitgliedes, der Auf-
nahme neuer Mitglieder sowie mit der Ter-
min- und Veranstaltungsplanung 2007.  

Vollversammlungen der Fachschaften 
Am 19. September 2006 fanden im Rah-
men des Verbandstages die Vollversamm-
lungen der drei Fachschaften im VdW 
Rheinland Westfalen statt: „Wohnungsge-
nossenschaften“, „Wohnungsunterneh-
men der Kommunen/öffentlichen Hand 
(ÖKU)“ sowie „Industrieverbundene, 
kirchliche und sonstige Unternehmen 
(IKS)“.

Fachschaft der 
Wohnungsgenossenschaften

Der langjährige Vorsitzende der Fach-
schaft Wohnungsgenossenschaften, 
Bernhard Koppman, gab der Vollver-
sammlung einen ausführlichen Rechen-
schaftsbericht und informierte u. a. über 
die Novellierung des Genossenschafts-
gesetzes, die Altersvorsorge bei Woh-
nungsgenossenschaften, die Kooperation 
des VdW Rheinland Westfalen mit dem 
Institut für Genossenschaftswesen der 
Universität Münster, die Kooperation 
des VdW Rheinland Westfalen und des 
VdW südwest sowie den Gemeinsamen 
Genossenschaftstag im Jahr 2006 in 
Dortmund.

Über die Entwicklung einer Marken-
positionierung für die Wohnungsge-
nossenschaften im Zusammenhang 
mit der Marketinginitiative „Typisch 
Genossenschaften“ referierte Professor 
Dr. Gregor Halff.

Ulrich Bimberg wurde in der Nach-
folge von Bernhard Koppmann  zum 
Vorsitzenden der Fachschaft bzw. des 

Genossenschaftsausschusses gewählt. 
Zu stellvertretenden Vorsitzenden wur-
den – in der Nachfolge von Albrecht 
Huber – Franz-Bernd Große-Wilde und 
Georg Potschka gewählt. Einstimmig 
nominierte die Vollversammlung die 12 
Genossenschaftsvertreter für die Wahl 
in den Verbandsrat des VdW Rheinland 
Westfalen. Petra Eggert (B & S Bau- und 
Siedlungsgenossenschaft für den Kreis 
Herford eG, Bünde) wurde in den Ge-
nossenschaftsausschuss gewählt. Auch 
diese Funktion hatte Koppmann zuvor 
inne.

Der neue Vorsitzende der Fachschaft, 
Ulrich Bimberg (Spar- und Bauverein 
Solingen eG, Solingen), dankte dem 
scheidenden Vorsitzenden Bernhard 
Koppmann für die in den vergangenen 
Jahren geleistete Arbeit für die Woh-
nungsgenossenschaften im Rheinland 
und in Westfalen.

Fachschaft ÖKU

Auf der Agenda der Sitzung der Vollver-
sammlung der Fachschaft ÖKU stand 
unter anderem ein Vortrag von Falk Fig-
gemeier, WRW Wohnungswirtschaft-
liche Treuhand Rheinland-Westfalen 
GmbH, Düsseldorf, zum strategischen 
Betriebskostenmanagement. Anhand 
von Beispielrechnungen belegte er, 
wie Einsparpotenziale etwa durch die 
Ausschreibung von Wärmemessdienst-
leistungen, von Wartungsarbeiten (z. B. 
Heizung, Feuerlöscher und Aufzugsan-
lagen), von Pflege- und Reinigungsar-

beiten sowie Versicherungsleistungen 
(z. B. Gebäudeversicherung) erzielt 
werden können. 

Zu dem weiteren Thema „Erwerb und 
Sanierung von Schulen“ wurden zwei 
beispielhafte Projekte vorgestellt. Kle-
mens Nottenkemper (Wohn+Stadtbau, 
Wohnungsunternehmen der Stadt 
Münster GmbH) berichtete über die 
Erfahrungen seines Unternehmens 
mit dem Erwerb, der Erweiterung und 
Sanierung einer Realschule in Münster. 
Roland Rösch (Wohnungsbau Stadt 
Moers GmbH) informierte über den 
aktuellen Stand des Projektes „Schulsa-
nierungsmodell Moers“, das die Sanie-
rung von 20 Schulen durch eine eigene 
Projektgesellschaft zum Ziel hat. 

Fachschaft IKS

Die Fachschaft „IKS“ schlug Werner Da-
col (Aachener Siedlungs- und Wohnungs-
gesellschaft mbH, Köln) in Nachfolge von 
Robert Schmidt einstimmig für das Präsi-
dium des VdW Rheinland Westfalen vor.

Thematisch setzte man sich intensiv mit 
dem neuen Berufsausbild „Immobilien-
kaufmann/Immobilienkauffrau“ ausein-
ander, dessen Ausbildungsordnung am 
1. August 2006 in Kraft getreten ist. 
Werner Dacol, der die Sitzung leitete, 
begrüßte dazu Wilma Elsing, Leiterin der 
Berufsschule im EBZ – Europäisches Bil-
dungszentrum Bochum, als Referentin, 
die an der Erarbeitung des neuen Berufs-
bildes maßgeblichen Anteil hatte.

Verbandstag des VdW Rheinland Westfalen vom 18. bis 20. September 2006 in Münster

23Verbandstag 2006 des VdW Rheinland Westfalen
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An der diesjährigen Mitgliederversamm-
lung des VdW Rheinland Westfalen am 
19. September 2006, die vom Vorsitzenden 
des Verbandsrates, Dietmar Cremer, gelei-
tet wurde, nahmen rund 40 Prozent der 
Mitgliedsunternehmen des Verbandes teil.

Der Vorstand ging in seinem Bericht auf 
die Aktivitäten seit der letzten Mitglieder-
versammlung am 20. September 2005 in 
Köln ein.

Verbandsdirektor Burghard Schneider be-
richtete u. a. über die Kooperation des 
VdW Rheinland Westfalen und des VdW 
südwest und stellte in diesem Zusam-
menhang fest, dass das Drei-Länder-Büro 
(DLB) in Bonn „zu einer nicht mehr weg-
zudenkenden Normalität“ geworden ist.

Schneider wandte sich anschließend 
schwerpunktmäßig dem Thema „Woh-
nungswirtschaft und Stadtentwicklung“ 
zu. In diesem Zusammenhang betonte er 
u. a., dass die Wohnungswirtschaft heute 
über Wohnen und Leben sowie ihre Pro-
dukte ganz anders als früher nachdenke, 
um die Lebensqualität für die Menschen 
zu optimieren. „Die in unserem Verband 
zusammengeschlossenen Wohnungsun-
ternehmen bewirtschaften ihre Bestände 
ökonomisch, sozial und ökologisch nach-
haltig und verstehen sich als Stadtentwick-
lungspartner, um die Städte zu qualitativ 
hochwertigen Wohnstandorten zu entwi-
ckeln.“ Das unterscheide sie wesentlich von 
einigen ausländischen Investoren, denen 
es ausschließlich um eine möglichst hohe 
Rendite in möglichst kurzer Zeit gehe.

Prüfungsdirektor Hubert Schiffers stellte in 
seinem Bericht fest, dass zwar die Prüfung 
der Wohnungsunternehmen planmäßig 
verlaufen ist. Mit Blick auf den Verkauf von 
Wohnungsgesellschaften, die Rotation von 
Prüfungsgesellschaften und die Erleichte-
rung der Prüfung kleiner Genossenschaften 
zeichneten sich allerdings Rückgänge bei 
der Auftragsentwicklung ab.

Ausführlich befasste sich Schiffers mit 
den praktischen Auswirkungen der sich 
ändernden Prüfung kleiner Genossen-
schaften. Er betonte, dass die Umset-
zung schnell und im Sinne der Genos-
senschaften erfolgt und die Entwicklung 
neuer Prüfungsstandards sowie die Erar-
beitung eines Musterprüfungsberichtes 
bereits in Vorbereitung ist. 

Dietmar Cremer ging in seinem Bericht 
über die Arbeit des Verbandsrates unter 
anderem auf die Themen-Bündelung der 
Zuständigkeiten im Bereich der sozialen 
Wohnraumförderung in Nordrhein-West-
falen, Einbau von Rauwarnmeldern, Neu-
ordnung der Berufsausbildung „Immo-
bilienkaufmann/Immobilienkauffrau“, 
Kooperation mit dem VdW südwest, Ver-
anstaltungen sowie Wirtschaftliche und 
personelle Angelegenheiten ein.

Im weiteren Verlauf der Mitgliederver-
sammlung wurde einstimmig 

π  der Jahresabschluss 2005 genehmigt 
und

π  der Vorstand und der Verbandsrat 
entlastet.

Einstimmig verabschiedete die Mitglieder-
versammlung die „Wohnungspolitischen 
Thesen 2006: Zukunftsicheres Wohnen 
und Leben verlangt neue Wege zur Stadt-
entwicklung“. In seiner vorausgegangenen 
Rede betonte Verbandsdirektor Burghard 
Schneider, dass „der VdW Rheinland West-
falen der Politik Impulse geben und dafür 
Sorge tragen muss, dass die Herausfor-
derungen des demographischen Wandels 
ständig auf der politischen Agenda ste-
hen“. Die Wohnungspolitischen Thesen 
2006 seien eine konsequente Weiterent-
wicklung der Thesen 2002 und 2004 und 
beinhalten einen dringend notwendigen 
Paradigmenwechsel der Wohn- und Stadt-
politik.

Die Rede findet sich auf den Internet-
seiten des VdW Rheinland Westfalen 
www@vdw-rw.de/aktuelles.

Nach der Neuwahl der 24 Verbandsrats-
mitglieder für die Wahlperiode 2006 bis 
2010 und der Verleihung der Ehrennadel 
in Gold des VdW Rheinland Westfalen an 
den langjährigen Vorsitzenden der Fach-
schaft der Wohnungsgenossenschaften, 
Bernhard Koppmann (s. S. 21), wurden die 
drei besten Absolventen der diesjährigen 
so genannten „Bochum-Prüfung“ der Be-
rufsschule im EBZ – Europäisches Bil-
dungszentrum Bochum sowie die beste 
Absolventin der Fortbildung zum Immo-
bilien-Ökonom (GdW)“ der FWI durch 
Verbandsdirektor Schneider mit einem 
Präsent ausgezeichnet. 

Das Präsidium mit Robert Schmidt, Ulrich 
A. Büchner, Dietmar Cremer (Vorsitzender) 
sowie der Vorstand Burghard Schneider und 
Hubert Schiffers (v. l. n. r.)

Die drei jahrgangsbesten Absolventinnen der Berufsschule im EBZ Bochum, Constanze Schle-
mo (Bochum), Christine Schwarz (Köln), Saskia Langer (Bochum)  und die beste Absolven-
tin der Prüfung zum Immobilien-Ökonom (GdW) der FWI, Britta Schmeck (Dortmund).

Mitgliederversammlung
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Fachausstellung

Der VdW Rheinland Westfalen dankt den 
über 35 Ausstellern und Sponsoren für ihre 
Beteiligung am Verbandstag 2006 in Müns-
ter. Die folgenden Unternehmen waren ver-
treten:

Ein abwechslungsreiches Rahmenprogramm 
wurde den über 500 Teilnehmern des Ver-
bandstages in Münster geboten. 

Montagnachmittag konnte man an einer Füh-
rung durch das „Openair-Museum“ für zeitge-
nössische Skulpturen teilnehmen.

Nach einem Empfang durch Bürgermeister 
Schulze-Blasum bestand die Möglichkeit den 
historischen Friedenssaal zu besichtigen, in 
dem der westfälische Friede 1648 besiegelt 
worden war.

Abends hatten die Arbeitsgemeinschaft der 
Wohnungsunternehmen Münster/Münster-
land und der Verband in den wunderschönen 
Rathaus-Festsaal eingeladen. Passend zum 
Ambiente des historischen Saales unterhielt 
das Salonorchester Münster die Gäste mit Mu-
sik aus vergangenen Zeiten. Auch der westfä-
lische Humor des Kabaretts „Bullemänner“ 
steckte die Zuhörer an.

Dienstagvormittag konnte man die herrliche 
Altstatt Münsters kennenlernen. Und die 
Kunstinteressierten kamen nachmittags in der 
Picasso-Ausstellung „Der Künstler als Gauk-
ler“ voll auf ihre Kosten.

Der Abend in der historischen Backhalle mir 
ihren beeindruckenden, riesigen alten Backöfen 
stand ganz im Zeichen von Götz Alsmann und 
Band, die ihr Programm „Kuss“ auf die Bühne 
brachten und von den über 400 Gästen nach 
zwei Stunden begeistert gefeiert wurden. 

Der Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaft der 
Wohnungsunternehmen Münster/Münster-
land, Ludger Hellkuhl (r.), und Verbands-
direktor Burghard Schneider bei der Begrü-
ßung zum „VdW-Treff Rathaus-Festsaal“

Die „Bullemänner” sorgten mit ihrem „west-
fälischen Ethno-Kabarett” für Lachsalven.

Götz Alsmann und seine Band rissen 
die Teilnehmer am Abendevent in der 
historischen Backhalle immer wieder zu 
Begeisterungsstürmen hin.

Das Salonorchester 
Münster präsen-
tierte lange in Ver-
gessenheit geratene 
Unterhaltungsmu-
sik aus dem 
19. Jahrhundert.

Rahmenprogramm
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Ulrich Bimberg
Spar- und Bauverein Solingen eG, 
Gemeinnützige Wohnungsgenossen-
schaft, Solingen

Neuer Verbandsrat des VdW Rheinland Westfalen
Ulrich A. Büchner neuer Vorsitzender 

Karl-Heinz Abraham
Wohnungsverein Herne eG, 
Herne

Ulrich A. Büchner
GEWOBAU Wohnungsgenossen-
schaft Essen eG, Essen

Dietmar Cremer
GEBAG Duisburger Gemein-
nützige Baugesellschaft AG, 
Duisburg

Werner Dacol
Aachener Siedlungs- und 
Wohnungsgesellschaft mbH, 
Köln

Thomas Hegel
LEG Landesentwicklungsgesellschaft 
NRW GmbH, Düsseldorf

Chrsitof Henn 
Gemeindliche Siedlungs-
Gesellschaft Neuwied 
GmbH, Neuwied

Horst Rüdiger Hoschkara
WGL Wohnungsgesell-
schaft Leverkusen GmbH, 
Leverkusen

Albrecht Huber 
BVT Bau- und Vermietungsge-
nossenschaft Trier eG, Trier

Thorsten Kleinebekel
Wohnbau Lemgo eG, Lemgo

Dr. Dieter Körner
Rhein Lippe Wohnen GmbH, 
Duisburg

Das Präsidium

Die weiteren gewählten Mitglieder

Im Anschluss an die Mitgliederversamm-
lung, die den 24-köpfigen Verbandsrat für 
die Wahlperiode 2006 bis 2010 neu gewählt 
hatte, fand die konstituierende Sitzung des 
neuen Verbandsrates statt.

Der Verbandsrat, dem 12 Vertreter der Woh-
nungsgenossenschaften und jeweils sechs 
Vertreter der Wohnungsunternehmen der 
Kommunen/der öffentlichen Hand und 
der industrieverbundenen, kirchlichen 
und sonstigen Wohnungsunternehmen 
angehören, wählte

π  Ulrich A. Büchner zum neuen 
Vorsitzenden,

π  Dietmar Cremer und Werner 
Dacol zu dessen Stellvertretern.
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Dr. Dieter Kraemer
VBW Bauen und Wohnen 
GmbH, Bochum

Adelheid Kress
Düsseldorfer Wohnungsgenos-
senschaft eG, Düsseldorf

Folker Naumann
Wohnungsgenossenschaft im Kreis 
Olpe, Südsauerland eG, Olpe

Georg Potschka
Gemeinnützige 
Wohnungsgenosssen-
schaft Ehrenfeld eG, 
Köln

Berthold Prunzel
Ravensberger Heimstättenge-
sellschaft mbH, Bielefeld

Josef Rehring
WGM Wohnungsgesellschaft 
Münsterland mbH, Münster

Heinz-Peter Richrath
THS TreuHandStelle für Bergmanns-
wohnstätten im rheinisch-westfä-
lischen Steinkohlenbezirk GmbH, 
Gelsenkirchen

Hubert Scharlau
Bauverein zu Lünen eG, 
Lünen

Thomas Schlüß
Deutsche Annington Immo-
bilien GmbH, Bochum

Uwe Schramm 
WohnBau Westmünsterland eG, 
Borken

Günter Schwarzmann 
Bauverein Gevelsberg eG, 
Gevelsberg

Volker Seemann 
Bauverein Rhein-
hausen eG, Duisburg

Dr. Wolfgang Wilken
Wohnungsbaugesellschaft 
für das Rheinische Braun-
kohlenrevier GmbH, Köln Der neue Verbandsrat bei seiner konstituierenden Sitzung am 19. September 2006
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Verbandsrat am 25. September 2006

Zufrieden zeigte sich während seiner tra-
ditionellen Eröffnungssitzung zum Ver-
bandstag 2006 der Verbandsrat des VdW 
südwest: Nach den Anmeldungen konnten 
rund 350 Teilnehmer in Hofgeismar erwar-
tet werden.

Diese Zahl war praktisch identisch mit 
der Teilnehmerzahl des letztjährigen Ver-
bandstages, der in Speyer stattgefunden 
hatte. Auch die Ausstellung war gut ausge-
bucht, wodurch die Kommunikation zwi-

Verbandstag stößt auf große Resonanz
schen Dienstleistern für die Wohnungs-
wirtschaft und den Kunden auch auf dem 
Verbandstag befördert wurde. Erfreulich 
war zudem die Resonanz der regionalen 
Medien, die bereits im Vorfeld ausführlich 
den bevorstehenden Verbandstag aufge-
griffen hatten. 

Weitere Themen des Verbandsrates wa-
ren die künftigen Anforderungen an die 
Energiepolitik, Vertragsgestaltungen mit 
Multimediaanbietern, eine geplante Wan-
derausstellung zur Zukunft des urbanen 
Wohnens sowie die Marketinginitiative der 
Genossenschaften. 

Im Anschluss an die Sitzung traf der Ver-
bandsrat auf Einladung der GEWOBAG 
Hofgeismar eG auf dem Dornröschen-
schloss Sababurg mit zahlreichen Reprä-
sentanten der Region, unter ihnen Bürger-
meister Heinrich Sattler, Landrat Dr. Udo 
Schlitzberger, Dr. Walter Lübcke von der 
CDU-Landtagsfraktion und Brigitte Hof-

meyer von der SPD-Landtagsfraktion zu-
sammen. In attraktiver und gemütlicher 
Atmosphäre erfolgte ein intensiver Aus-
tausch zur Rolle der Wohnungswirtschaft 
bei der Regionalentwicklung und die be-
sonderen Herausforderungen der Region, 
die zwar durch eine attraktive Landschaft, 
aber gleichzeitig durch besondere Pro-
bleme im ländlichen Raum geprägt ist.  

Empfang auf der Sababurg

Auch in diesem Jahr haben sich beim Verbandstag in der Stadthalle Hofgeismar wieder viele Unternehmen 
mit ihren Produkten und Dienstleistungen präsentiert:

Aussteller

TdW südwest
Treuhandgesellschaft 
für die Südwestdeutsche
Wohnungswirtschaft 
mbH

Verbandstag des VdW südwest vom 25. bis 27. September 2006 in Hofgeismar

28 Verbandstag 2006 des VdW südwest
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Mitgliederversammlung am 26. September 2006

Der VdW südwest konnte in den letzten bei-
den Jahren wieder einen Zuwachs bei den 
Mitgliedern verzeichnen. Vor diesem Hin-
tergrund betonten sowohl Verbandsrats-
vorsitzender Karl-Heinz Range als auch die 
Mitglieder des Vorstands in ihren Berichten 
die offensichtliche Attraktivitätssteigerung 
des Verbandes.

Gleichzeitig habe sich der Verband wirt-
schaftlich konsolidiert. Dabei zeigten die 
Strukturmaßnahmen der letzten Jahre, an 
erster Stelle die Einrichtung des gemein-
samen Drei-Länder-Büros des VdW Rhein-
land Westfalen und des VdW südwest in 
Bonn, ihre Wirkung. Im Jahr 2007 sind 
weitere Kostenentlastungen aufgrund der 
Senkung der Mietkosten für die Geschäfts-
stelle in Frankfurt zu erwarten.

Karl-Heinz Range fasste in seinem Be-
richt über die Arbeit des Verbandsrates 
die Entwicklung in folgendes Bild: Der 
Verband war gesundheitlich angeschla-
gen, hat sich aber nach Einnahme einer 
kräftigen Medizin erholt. Mit Blick auf die 
Zukunft meinte er, die gesundheitliche 
Vorsorge sei eine Daueraufgabe, der man 
sich nun kontinuierlich stellen müsse.   

Verband setzt Themen 
in der Öffentlichkeit 

Vorstandssprecher Dr. Rudolf Ridinger 
wies darauf hin, dass die Inhalte der Ver-
bandsarbeit sich kontinuierlich erweitert 
hätten. Es sei dabei gelungen, nicht immer 
nur auf aktuelle Themen zu reagieren, 
sondern auch Themen durch Eigenakti-
onen zu besetzen und voranzutreiben. 
Hierzu sei auch die Präsenz in den Medi-
en besonders wichtig, die in den letzten 
beiden Jahren kontinuierlich ausgebaut 
werden konnte. Ridinger sprach deshalb 
von einem „qualitativen Sprung in der 
Verbandsarbeit“. 

Im Bereich der Wirtschaftsprüfung wur-
den die internen Abläufe optimiert, was 
sich ebenfalls positiv im Ergebnis nieder-
geschlagen habe, berichtete Prüfungsdi-
rektor Dr. Heinz Jürgen Schirduan. Er 
präsentierte ein inzwischen komplettiertes 
neues Führungsteam für die Wirtschafts-
prüfung, das sich zum Ziel gesetzt hat, 
den eingeschlagenen Weg konsequent 
weiter voranzuschreiten. Mit Blick auf 
die Genossenschaftsrechtsnovelle unter-
strich Schirduan die Bedeutung der Jah-
resabschlussprüfung etwa im Hinblick 
auf die Finanzierungsmöglichkeiten von 
Genossenschaften. Auch sei die beratende 
Prüfung ein wichtiger Baustein für die 
Zukunftsgestaltung. Deshalb sei es für 

Genossenschaften nach wie vor sinnvoll, 
eine Jahresabschlussprüfung in Auftrag 
zu geben. 

Bei der Ehrung der Jahrgangsbesten der 
Ausbildung unterstrich Ridinger die At-
traktivität des Berufsbildes und forderte 
die Mitgliedsunternehmen auf, sich noch 
mehr für die Ausbildung zu engagieren. 
Die Notwendigkeit habe nicht zuletzt eine 
Analyse des zuständigen Fachausschusses 
des Verbandes gezeigt, nach der in den 
nächsten Jahren ein Generationswechsel 
im Management zahlreicher Unterneh-
men ansteht.  

Ehrung der Jahrgangsbesten (v. l. n. r.): 
Prokurist Günter von der Heydt mit Susana 
Castanada Englert (ABG FRANKFURT 
HOLDING Wohnungsbau- und Betei-
ligungsgesellschaft mbH) sowie Caroline 
Daniel und Personalreferentin Marén Beck-
mann (GWH Gemeinnützige Wohnungs-
gesellschaft mbH Hessen). Es fehlt Dorothea 
Thomas (ebenfalls GWH).

Führungsteam Wirtschaftsprüfung (v. l. n. r.): Volker Saiko, Dr. Heinz Jürgen Schirduan, 
Oliver Schultze und Stefan Storz
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Begeistertes Trommeln

Rahmenprogramm „Weltreise“

Als ein Höhepunkt des Verbandstages 
erwies sich die Abendveranstaltung am 
26. September 2006.

Die über 300 Teilnehmer wurden vor 
dem Betreten des Hangars auf dem 
Flugplatz Calden mit einer Fallschirm-
springerdemonstration, gesponsort von 
Techem, beeindruckt. 

Im Hangar beeindruckte dann die aus-
gefallene Dekoration. So wurden auf 
die Wände der Halle Bilder und Filme 
aus den verschiedenen Kontinenten 
projiziert. Das Essen und das musika-
lische Rahmenprogramm durch eine 
multikulturell zusammengesetzte Band, 
die sich zwischen den Tischen unter 
die Teilnehmer mischte und dadurch 

die Stimmung anheizte – letztere 
gesponsort durch Aareon – ver-
setzten die Teilnehmer ebenfalls 
in verschiedene Kulturen. 

Höhepunkt des Abends war ein 
gemeinsames „Trommelevent“. 
Dabei erhielt jeder Teilnehmer 
eine kleine afrikanische Trom-
mel. Kaum waren die Trommeln 
verteilt, setzte aus allen Teilen 
der Halle ein gemeinsames 
Trommeln ein. Die Vortrommler 
hatten dabei ein leichtes Spiel, 
da die Teilnehmer unmittelbar 
in die Trommelei einstimmten. Aus der 
Gruppe der Vortrommler war im An-
schluss zu vernehmen, dass sie selbst 
sehr positiv beeindruckt davon waren, 

dass die Teilnehmer sehr rasch einen 
gemeinsamen Rhythmus realisierten. 
Die Teilnehmer hatten zudem ganz 
offensichtlich viel Spass an der gemein-
samen Aktion. 

Begeistertes Trommeln der Teilnehmer

Phantastische Rhythmen durch die Band Tolle Stimmung im Hangar auf dem Flugplatz Calden





entfallen 1.331.000 Euro auf das Grundstück 
und 3.380.000 Euro auf die Gebäude.

Der Kaufpreis ist gestundet worden. Eine Be-
zahlung erfolgt durch jährliche Annuitäten 
über die Laufzeit des Dauernutzungsrechtes 
von 30 Jahren. Auf der anderen Seite zahlt 
die Stadt eine Miete, die sich zusammen- 
setzt aus zu zahlender Annuität, Instandhal-
tung und Verwaltung.

Sehr wichtig in diesem Zusammenhang 
und schwer zu fassen ist der Ansatz für 
die Instandhaltung. In diesem Fall lagen 
Ergebnisse der letzten Jahre vor. Außerdem 
erfolgte eine intensive Begehung. In die 
Miete der Altgebäude sind Instandhaltungs-
kosten von 21 Euro/m² Nutzfläche jährlich 
kalkuliert, darüber hinaus 17.000 Euro Ver-
waltungskosten, die den Alt- und Neubau be-
treffen. Die Anpassung der Instandhaltungs- 
und Verwaltungskosten erfolgt laufend nach 
der zweiten Berechnungsverordnung.

Bauliche Erweiterung der Realschule 

Der zweite Teil des Modells ist die bau-
liche Erweiterung der Realschule um 
1.154 m² Nutzfläche. In diesen Teil ist auch 
die Sanierung und Umnutzung einiger 
Teile der alten Schule kalkuliert worden. 
Die Wohn+Stadtbau investiert in die Erwei-
terung, den Umbau und die Sanierung der 
Altgebäude insgesamt 3.434.000 Euro aus 
zunächst unterstelltem Eigenkapital. 

In die Miete sind eine vierprozentige Ei-
genkapitalverzinsung, zwei Prozent AfA 
(Absetzung für Abnutzungen) und jähr-
liche Instandhaltungskosten in Höhe von 
30 Euro/m² Nutzfläche kalkuliert worden. 
Der nicht durch die Abschreibung gedeckte 
Restbuchwert wird nach Ablauf des Dau-
ernutzungsrechtes an die Wohn+Stadtbau 
ausgezahlt.

Im Nachhinein konnte das Eigenkapital 
durch Fremdkapital zu günstigen Konditi-
onen ersetzt werden. Es ist gelungen, ein 15-
jähriges Darlehen mit einer Tilgung über die 
Laufzeit zu einem Zinssatz von 3,81 Prozent 

zu erhalten. Die Absicherung erfolgt nicht 
über das Objekt Realschule, sondern über 
ein freies Grundbuch. 

Mietbetrachtungen insgesamt

Das Modell sieht für die Altgebäude eine 
Deckung der Kosten über die Miete vor. Bei 
der baulichen Erweiterung erhält das Unter-
nehmen eine angemessene Eigenkapitalver-
zinsung. Darüber hinaus sind die Instand-
haltungs- und Verwaltungskosten gedeckt. 
Die Miete ist insgesamt dargestellt worden. 
Es ergibt sich eine Durchschnittsmiete je m² 
Nutzfläche von 8,66 Euro, die zwischen Alt- 
und Neubau differenziert werden muss.

Bewirtschaftung der Realschule

In der Vergangenheit waren eine Reihe von 
städtischen Ämtern bei der Verwaltung und 
Bewirtschaftung der Schule tätig, insbeson-
dere das Hochbau- und das Schulamt. Da-
rüber hinaus gab es einen Hausmeister, 
der ganztags sowohl für schulische als auch 
liegenschaftliche Aufgaben zuständig war.

Bei der Wohn+Stadtbau ist das Projekt einem 
Team der Hausverwaltung zugeordnet, das 
aus einem Techniker, einem Kaufmann und 
einem Hausmeister besteht. Darüber hinaus 
gibt es noch den städtischen Schulhausmeis-
ter, jedoch nur noch mit einer halben Stelle. 
Er kümmert sich jetzt ausschließlich um 
schulische Angelegenheiten. Das Bewirt-
schaftungsmodell läuft bisher sehr zufrieden-
stellend. 

Inhouse-Geschäft oder PPP-Modell

Mit Blick auf das Konkurrenzmodell PPP 
sprechen für den Kauf und die bauliche 
Erweiterung der Realschule durch die 
Wohn+Stadtbau einige Gründe:

π  Die Bedingungen der Anmietung sind aus 
städtischer Sicht günstig. Dies geschieht, 
indem die Wohn+Stadtbau zu günstigen 
Bedingungen baut und geldliche Mittel 
bis an die Grenze der steuerlichen Mög-
lichkeiten zur Verfügung stellt. 

π  Es entsteht eine hohe Kostensicherheit für 
die Stadt. Diese gilt zunächst für die Kos-
ten der baulichen Erweiterung und der 
Modernisierung der Realschule. Bei der 
Miete sind ca. 75 Prozent fest. Lediglich 
die Ansätze für Verwaltung und Instand-
haltung entwickeln sich entsprechend 
dem Lebenshaltungskostenindex. 

π  Bei einer 30-jährigen Laufzeit des Mo-
dells wird es garantiert zu Nutzungsän-
derungen und zu Aktualisierungen der 
Verträge kommen. Bei Verträgen mit der 
Wohn+Stadtbau ist gewährleistet, dass 
sich solche Veränderungen einvernehm-
lich zwischen Mutter und hundertprozen-
tiger Tochter vollziehen. 

π  Der Kauf, die bauliche Erweiterung und 
die Unterhaltung laufen unbürokratisch 
und ohne größeren Verwaltungs- und 
Beschlussaufwand. 

π  Mit der baulichen Erweiterung wird die 
Liquidität der Tochter genutzt. 

π  Die Knappheit der städtischen Haushalte 
wird auf Dauer da sein. Mit dem Modell 
der Realschule ist eine Möglichkeit entwi-
ckelt worden, wie man der Verknappung 
der städtischen Finanzen entgegenwirken 
kann. Man kann dieses Modell beobach-
ten, Schlüsse daraus ziehen und zukünf-
tig, wenn notwendig, auch modifizieren. 

π  Die Bewirtschaftung der Realschule er-
folgt durch den Immobilienspezialisten 
Wohn+Stadtbau innerhalb des Konzerns 
zu günstigen Bedingungen.

π  Die Abschreibungsfähigkeit des Modells, 
das zur Reduzierung der Steuerbelastung 
der Wohn+Stadtbau beiträgt, ist gege-
ben. 

Resümee

Das Projekt ist inzwischen fertig gestellt 
und so gelaufen wie geplant. Die Bauleitung 
war gefordert, die Maßnahmen bei lau-
fendem Schulbetrieb mit einer Verstärkung 
in den Ferien durchzuziehen. Vorsicht ist 
geboten in der Beurteilung der Altgebäude. 
Insgesamt werden an den Brandschutz sehr 
hohe Anforderungen gestellt. Die Multipli-
kation des Modells hängt ab vom politischen 
Willen in der Stadt Münster. 

Projekte

Ein neuer Fachraum … … und eine neue TurnhalleAufstockung durch Wohn+Stadtbau
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Um dies zu erreichen, setzt das Woh-
nungsunternehmen in den kommenden 
Jahren auf eine Bandbreite von sozialen, 
wirtschaftlichen und ökologischen Maß-
nahmen. Zusammengefügt zu einem Ge-
samtkonzept werden diese dazu beitragen, 
aus dem Wohngebiet der 1970er Jahre ei-
nen Stadtteil für modernes und attraktives 
Wohnen zu machen. 

Energetische Modernisierung…

Teil des Gesamtkonzepts für die Pfingst-
weide ist die Modernisierung eines Mehr-
familienhauses zu einem „Null-Heizkos-
ten-Haus“.

Um hohe Ölpreise brauchen sich die Be-
wohner dieses Hauses künftig keine Ge-
danken mehr zu machen. Für eine warme 
Wohnung zahlen sie künftig keinen Cent 
Heizkosten.

Ein bestehendes Haus zum Passivhaus zu 
modernisieren – das ist technisch mach-
bar. Viel mehr stellt sich heute aber die 
Frage: Wie kann Wohnen im Passivhaus 
zu günstigen Preisen erreicht werden?

Die LUWOGE hat ein Konzept für ein 
Niedrigstenergiehaus entwickelt, das Woh-
nen erschwinglich und attraktiv macht. 
Nach wenigen Jahren schon lohnt sich die 
Modernisierung für die Mieter: Auch im 
Falle steigender Heizölpreise zahlen diese 
zukünftig eine konstante Warmmiete.

Innerhalb von neun Monaten verwandelt 
das Wohnungsunternehmen der BASF 
das einfache Mehrfamilienhaus aus den 
1970er Jahren in ein Null-Heizkosten-
Haus. Der Clou: Das Haus erwirtschaftet 
die anfallenden Kosten für die Heizung 
selbst. Ein innovatives Konzept mit Neo-
por-Wärmedämmung, dreifach verglasten 
Fenstern und einem ausgeklügeltem Heiz- 
und Lüftungssystem reduziert den Heiz-
energiebedarf auf ein Sechstel von nur 
noch 20 Kilowattstunden pro m² und Jahr. 
Und selbst für diesen Restwärmebedarf 
entstehen keine Kosten. Solarkollektoren 
auf dem Dach und an der Hausfassade ge-
winnen die Energie für Strom und Warm-
wasserversorgung.

„Bei weiter steigenden Heizölpreisen er-
höht sich die Nachfrage nach energetisch 
modernisierten Häusern. Mit innovativen 
Niedrigenergiehäusern sichern wir uns 
schon jetzt die Vermietbarkeit unseres 

Bestandes für die Zukunft. Unsere Kun-
den profitieren von mehr Komfort und 
sinkenden Nebenkosten. Als positiver Ne-
beneffekt leisten wir einen Beitrag zur 
CO2-Reduzierung“, erklärt Dr. Matthi-
as Hensel, Vorsitzender der LUWOGE-
Geschäftsführung, das Ziel des Konzepts.

Ein weiterer Pluspunkt für die Mieter: 
Heizkörper gehören im Null-Heizkosten-
Haus der Vergangenheit an. Denn die 
wohlige Wärme im Haus kommt von ei-
ner ins Fensterglas integrierten Heizung. 
Die Wohnung wird durch Wärmestrah-
len erwärmt. Ein behagliches Raumklima 
wird schneller und mit weniger Energie-
aufwand erreicht als bei herkömmlichen 
Heizungen. Während diese innovativen 
Heizfenster Temperaturspitzen abdecken, 
sorgen kontrollierte Be- und Entlüftungs-
anlagen für das richtige Klima in den 16 
Wohnungen. So wird die Zuluft über so ge-
nannte Wärmetauscher temperiert, bevor 
diese gefiltert in die Räume strömt. 

… im bewohnten Zustand

Mit der Modernisierung stellt sich die 
LUWOGE noch einer weiteren Heraus-
forderung: Das vierstöckige Mehrfamili-
enhaus wird komplett in bewohntem Zu-
stand modernisiert. 

Technische Elemente werden in der ge-
dämmten Außenwand angebracht, sodass 
der Wohnbereich von den Bautätigkeiten 
weitestgehend verschont bleibt. Zusätz-

„Miteinander renovieren und günstig 
kaufen“, ein zielgruppenorientiertes 
Gemeinschaftsprojekt der LUWOGE 
für Kaufinteressenten in der Pfingstweide.

Senioren-Wohngemeinschaft anstatt Altenheim. Heizfenster und Lüftungsanlage anstelle von Heiz-

körpern. Technischer Fortschritt und demographischer Wandel machen vor dem Sektor Wohnen nicht 

halt. Die LUWOGE, das Wohnungsunternehmen der BASF mit Sitz in Ludwigshafen, berücksichtigt 

diese veränderten Bedingungen auf dem Wohnungsmarkt. Aus diesem Grund will sie den LUWOGE-

Bestand im Ludwigshafener Stadtteil Pfingstweide aufwerten, das soziale und kulturelle Umfeld 

fördern und den Bestand bzw. das Angebot der Nachfrage anpassen. 

LUWOGE Ludwigshafen

Nachhaltige Stadtentwicklung 
„Zukunft leben – Pfingstweide“

Projekte36
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lichen Komfort erhalten die Bewohner 
ebenfalls: Acht Quadratmeter große, vor-
gestellte Balkone. Die bisherigen Loggien 
werden verglast, dadurch entsteht zusätz-
liche Wohnfläche. Auch die Bäder werden 
komplett erneuert.

Mit weiteren technischen und wirtschaft-
lichen Maßnahmen strebt das Unterneh-
men den Werterhalt der LUWOGE-eige-
nen Immobilien im Stadtteil Pfingstweide 
an. Derzeit werden die verschiedenen Vari-
anten untersucht. Immer wieder stellt sich 
die Frage: Sind Reparaturen ausreichend, 
muss ein Gebäude komplett modernisiert 
werden, erscheint ein Rückbau sinnvoll 
oder ist ein Abriss erforderlich? Nur mit 
einer individuellen Lösung für jedes Ge-
bäude kann die LUWOGE die Wirtschaft-
lichkeit ihres Bestandes gewährleisten, 
den Stadtteil noch attraktiver machen und 
den dort wohnhaften Menschen eine hohe 
Wohn- und Lebensqualität sichern.

Senioren als wichtige Zielgruppe

Um die Pfingstweide für alle Altersgrup-
pen interessant zu machen, plant das 
Unternehmen eine Reihe verschiedener 
Angebote. So möchte die LUWOGE bei-
spielsweise für ältere Menschen in der 
Pfingstweide eine attraktive Umgebung 
schaffen. Senioren-Wohngemeinschaften, 
Alltagshilfen, Wohnberatung und vieles 
mehr – zusammen mit erfahrenen Pro-
jektpartnern soll hier in naher Zukunft das 
richtige Konzept gefunden werden.

Renovieren als „Gruppenevent“ 
– Gemeinschaftswohnung als 
Belohnung

Ein außergewöhnliches Angebot hat sich 
die LUWOGE für handwerklich Begabte 
ausgedacht. Unter dem Motto „Mitei-
nander renovieren und günstig kaufen“ 

können neun bis zwölf Interessenten an 
der einmaligen Gemeinschaftsaktion teil-
nehmen.

Wichtig mitzubringen: etwas Geschick, je-
de Menge Engagement und eine gute Por-
tion an Teamgeist. Die Herausforderung: 
Die neuen Eigentümer richten ihre Woh-
nung selbst her und helfen sich gegen-
seitig. Wo ein Bewohner mehr Fertigkeit 
beim Tapezieren zeigt, kann er vom Nach-
barn vielleicht das Fliesenlegen lernen. Mit 
Tipps und Tricks unterstützt werden die 
Selbstrenovierer von einem Modernisie-
rungsexperten, den das Wohnungsunter-
nehmen zur Verfügung stellt. Ein weiterer 
Mitnahmeeffekt: Lärm und Schmutz fallen 
für alle Bewohner nur einmal und zur sel-
ben Zeit an. Nach der Arbeit winkt dann 
die Belohnung: eine kostenlose Gemein-
schaftswohnung mit integrierter Sauna. 
Jeder Bewohner hat hier die Möglichkeit, 
Gäste unterzubringen oder in der Sauna 
zu entspannen. 

Kinderbetreuung inklusive

Auch berufstätige Eltern unterstützt die 
LUWOGE: Das Unternehmen bietet sei-
nen Kunden beim Kauf ausgewählter Woh-
nungen die Möglichkeit, sich in der neuen 
Kindertagesstätte der BASF-„Mutter“ ei-
nen Platz für ihr Kind zu sichern.

Comedy in der Pfingstweide

Mit einem kulturellen Leckerbissen ist die 
Pfingstweide seit Oktober in der gesamten 
Metropolregion im Fernsehen präsent. 
Live aus dem Gemeinschaftshaus pro-
duziert das Rhein-Neckar-Fernsehen im 
Ballungsraumprogramm „RNF plus“ die 
Reihe „Comedyclub Pfingstweide“. Ein 
kulturelles Highlight, das die LUWOGE, 
das städtische Wohnungsunternehmen 
GAG in Ludwigshafen sowie die Ludwigs-

hafener Kongress- und Marketing-Gesell-
schaft LUKOM unterstützen. 

Pfingstweide – 
Entwicklung im Zeitraffer

Der Ludwigshafener Stadtteil Pfingstwei-
de wurde in den 1960er Jahren auf der 
grünen Wiese erbaut und hat heute einen 
Bestand von ca. 3.000 Wohneinheiten. 
Davon gehören rund 1.300 der LUWOGE, 
1.100 der GAG und der Rest privaten Ei-
gentümern. Die Wohnungsunternehmen 
LUWOGE und GAG entwickelten in Ko-
operation mit der Stadt Ludwigshafen ein 
Konzept zur nachhaltigen Steigerung der 
Attraktivität der Pfingstweide.

Der erste Schritt der Strategie (1996-2002) 
„Unsere Pfingstweide soll attraktiver wer-
den“ beinhaltete bauliche Maßnahmen, die 
in Zusammenarbeit mit allen relevanten 
Akteuren erarbeitet und umgesetzt wur-
den. Insgesamt haben GAG und LUWOGE 
den Stadtteil durch die Realisierung der 
Maßnahmen mit 25 Millionen Euro aufge-
wertet. Im Fokus standen die Neugestaltung 
der Hauseingänge, der Außenanlagen und 
Kommunikationszonen sowie Spielplätze.

Fortgeführt wurden die Maßnahmen zur 
Verbesserung der Lebensqualität mit der 
Gemeinschaftsaktion „Zukunft Leben 
– Pfingstweide“ im Jahr 2003. Die Öffent-
lichkeit wurde in das Projekt über einen 
Ideen- und Kreativitätswettbewerb einge-
bunden. Bewohner, Studenten, Hochschu-
len, Architekten, soziale Einrichtungen, 
Vereine etc. lieferten über 80 Ideen rund 
ums Wohnen im Quartier. Zur Umsetzung 
verschiedener Projekte sind Arbeitskreise 
gebildet worden. 

All diese Aktivitäten bieten der LUWOGE 
nun die Basis zur Umsetzung ihres neuen 
Gesamtkonzepts für die Pfingstweide... 

Aus einem Mehrfamilienhaus der 1970er 
Jahre entsteht ein Null-Heizkosten-Haus.

Angesagte Stand-Up-Künstler zeigen im 
„Comedyclub Pfingstweide”, einer TV-Reihe 
des Regionalsenders RNFplus, künftig ihr 
Talent.

Projekte 37

Steigende Heizkosten brauchen die Mieter 
des Null-Heizkosten-Hauses künftig nicht 
mehr zu interessieren. Sie zahlen eine 
Warmmiete und profitieren bereits nach 
wenigen Jahren von der Modernisierung.
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Fort- und Weiterbildungsangebote

Seminare Dezember 2006

04.12.2006 Hannover Arbeitsrecht aktuell Dr. Michael Worzalla
05.12.2006
06.12.2006

Hannover/
Bochum

Streit im Treppenhaus – 
Hausordnung, Tierhaltung und gegenseitige Rücksichtnahme

Erhard Abitz

05.12.2006 Wiesbaden Aktuelles zur Betriebskostenabrechnung Heinrich Kleine-Arndt
06.12.2006 Hannover Nachbarschaftsmobbing und Wohnquartierskonflikte – 

wie stelle ich den Wohnfrieden wieder her?
Sabine Petter

06.12.2006 Wiesbaden Der Hausmeister im Brennpunkt Gerhard van Zütphen
07.12.2006 Bochum Konflikte im Wohnquartier, Mobbing und interkulturelle Feind-

schaften – Voraussetzungen für das friedliche Zusammenwohnen 
und -leben von multinationalen Nachbarschaften

Muhammed Inam

07.12.2006 Wiesbaden Öffentlichkeitsarbeit in der Immobilienwirtschaft Hedda Werner
12.12.2006 Hannover Kommunikation mit betagten Senioren Astrid Horvàth
12.12.2006 Wiesbaden Systematische Bauabnahme nach VOB 2006 Hans Thomas
13.12.2006 Bochum Abschluss von Wohn- und Gewerberaummietverträgen Erhard Abitz
13.12.2006 Hannover Aktuelle Rechtsprechung im Mietrecht Ulf P. Börstinghaus
13.12.2006 Wiesbaden Sozialer Wohnungsbau – Gesetzlichen Rahmenbedingungen Manfred A. Bucksch
14.12.2006 Wiesbaden Schwierige Mietergespräche erfolgreich führen oder 

wie verkaufe ich negative Botschaften
Prof. Dr. Matthias Neu 

19.12.2006 Wiesbaden Wohnungseigentümerversammlung Horst Griesmayr

Für Fragen zu Veranstaltungen stehen zur Verfügung:

•  in Bochum: 
Claudia Bovenschulte 
Telefon 0234 9447- 510

•  in Düsseldorf und Frankfurt:
Dr. Gerhard Jeschke 
Telefon 0211 16998-25

•  in Hannover:
Karsten Dürkop
Telefon 0511 1265- 126

Intelligentes Wohnen – Fachtagung

Ideen des Intelligenten Wohnens prägen 
zunehmend die Realität und beginnen, 
sich ganz konkret auf den Erfolg vieler 
Wohnungsunternehmen auszuwirken. Die 
Zeiten für teure technische Spielereien sind 
vorbei. Heute stehen praxisnahe Lösungs-
modelle für Energieeinsparungen, Mieter-
bindung und die Abrechnung von wohnbe-
gleitenden Diensten im Vordergrund.

Auslöser dafür war das 4. Forum Woh-
nungswirtschaft des VdW Rheinland West-
falen im vergangenen Jahr, bei dem erst-

Energieeffizenz – Prozessoptimierung – Lebensqualität
mals Vertreter der Wohnungswirtschaft 
und der mikroelektronischen Industrie 
zusammentraten, um über Chancen und 
Möglichkeiten des Intelligenten Wohnens 
zu diskutieren. Konkretisiert wurden die-
se im Herbst des letzten Jahres in einer 
Tagung „Intelligentes Wohnen – Mehr 
Wohn- und Lebensqualität für ältere Men-
schen“, die der VdW Rheinland Westfalen 
gemeinsam mit dem EBZ – Europäisches 
Bildungszentrum in Bochum veranstaltete 
und aus dem ein ständiger Arbeitskreis 
des EBZ hervorging.

In einer weiteren Tagung am 15. November 
2006, die gemeinsam vom GdW und dem 
EBZ in Bochum veranstaltet wird, geht es 
jetzt um die Aspekte „Vernetztes Wohnen 
– Energieeffizienz, Prozessoptimierung, 
Lebensqualität“, in der Unternehmer ihre 
Erfahrungen, Erfolge und Schwierigkeiten 
mit neuen Geschäftsmodellen für das In-
telligente Wohnen vorstellen.

Nähere Informationen beim EBZ 
Tel.: 0234 0447-608, 
E-Mail: c.kesselring@e-b-z.de
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Bei einer Grundstücksumlegung nach Bau-
gesetzbuch können sich grunderwerb-, er-
trag- und umsatzsteuerliche Konsequenzen 
ergeben.

Der Aufsatz von Dr. Dirk Jäschke 
(Deutsches Steuerrecht 2006, S. 1.349 ff.) 
beschäftigt sich mit der aktuellen steuer-
lichen Frage der Umlegung von Grund-
stücken. 

Bei der Umlegung verliert der Eigentümer 
in der Regel sein konkretes Stück Land und 
erhält dafür ein anderes, oder zumindest 
ein anders geschnittenes Grundstück. Die 
Umlegung dient der Bildung geordneter, 
dem Bebauungsplan entsprechend nutz-
barer Grundstücke unter gleichzeitig mög-

Umlegung von Grundstücken
lichst vollständiger Befriedigung der Inte-
ressen und Ansprüche der Eigentümer. 

Zur Grunderwerbsteuer hatte der BFH mit 
Urteil vom 28. Juli 1999 (Az.: II R 25/98) 
entschieden, dass alle – in einem förm-
lichen Umlegungsverfahren nach dem 
BauGB durch Ausspruch einer Behörde 
erfolgenden – Eigentumsänderungen an 
Grundstücken von der Grunderwerbsteuer 
befreit sind, wenn der neue Eigentümer in 
diesem Verfahren als Eigentümer eines im 
Umlegungsgebiet belegenen Grundstücks 
Beteiligter ist. 

Ertragsteuerlich ist die Umlegung grund-
sätzlich kein Veräußerungs- oder Anschaf-
fungsvorgang. 

Zur umsatzsteuerlichen Behandlung von 
Erschließungsmaßnahmen durch Ge-
meinden oder eingeschalteten Erschlie-
ßungsträgern geht der Aufsatz auf das 
BMF-Schreiben vom 31. Mai 2002 ein. 
Die dort niedergelegten Grundsätze gelten 
auch für Erschließungsmaßnahmen im 
Zusammenhang mit einer Umlegung.

Grunderwerbsteuer

Der Aufsatz kann 
bei Jürgen Gnewuch 
Tel.: 0211 16998-28 
E-Mail: j.gnewuch@vdw-rw.de
angeordert werden.

Mit Datum vom 19. September 2006 ist ein 
weiteres BMF-Schreiben zur Gesellschaf-
ter-Fremdfinanzierung gemäß § 8 a KStG 
veröffentlicht worden.

Mit Wirkung zum 1. Januar 2004 wur-
de die Gesellschafter-Fremdfinanzierung 
gem. § 8 a KStG verschärft. Bei einer über-
mäßigen Fremdfinanzierung der Gesell-
schaft durch einen Gesellschafter werden 
die entsprechenden Zinsaufwendungen 
des Darlehens in eine verdeckte Gewinn-
ausschüttung umqualifiziert. Auch Darle-
hen von Kreditinstituten, die durch den 
Gesellschafter verbürgt oder auf sonstige 
Weise besichert sind, zählen als Gesell-
schafterdarlehen. 

In Ergänzung zu den bisherigen klarstel-
lenden BMF-Schreiben zu § 8 a KStG ist 
mit Datum vom 19. September 2006 ein 
weiteres BMF-Schreiben veröffentlicht 
worden. 

Neues BMF-Schreiben zur 
Gesellschafter-Fremdfinanzierung

Abs. 6 des § 8 a KStG betrifft Fremdfi-
nanzierung, bei denen das Fremdkapital 
zum Zweck des Erwerbs einer Beteiligung 
aufgenommen wurde und der Veräußerer 
der Beteiligung unmittelbar oder mittel-
bar an der Kapitalgesellschaft beteiligt ist 
(„konzerninterner Anteilserwerb“). 

Die Tz. 4 des neuen BMF-Schreibens stellt 
klar, dass auch der Erwerb eigener Anteile 
von der Vorschrift des § 8 a Abs. 6 KStG 
betroffen ist.

§ 8 a Abs. 6 KStG erfasst auch kurzfristig 
überlassenes Fremdkapital. Es gilt kein so 
genannter Safe-Haven. Und auch die Mög-
lichkeit des Entlastungsbeweises (Drittver-
gleich) besteht nicht.

Ein „konzerninterner Anteilserwerb“ 
gem. § 8 a Abs. 6 KStG kann auch vorlie-
gen, wenn das Fremdkapital von einem 
rückgriffsberechtigten Dritten (also von 

einer Bank, die auf den Gesellschafter ei-
ne Rückgriffsmöglichkeit hat) überlassen 
wird. Allerdings verweist das neue BMF-
Schreiben in der Tz. 18 auf die früheren 
BMF-Schreiben vom 15. Juli 2004 und vom 
22. Juli 2005. Dort ist dargelegt, dass eine 
„schädliche“ Fremdkapitalgewährung nur 
bei einer Back-to-back-Finanzierung greift, 
also insbesondere wenn der Anteilseigner 
beim Kreditinstitut über ein Guthaben 
verfügt und/oder eine Abtretung oder ähn-
liches vorgenommen hat. 

Körperschaftsteuer

Für eine konkrete Beratung (etwa 
zur Finanzierung beim Erwerb 
eigener Anteile) steht Ihnen 
Jürgen Gnewuch 
Tel.: 0221 16998-28
E-Mail: j.gnewuch@vdw-rw.de
zur Verfügung. 
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Einkommensteuer

Mit Erlass vom 10. Juli 2006 hat die OFD 
Koblenz angeordnet, Einsprüche, die wegen 
der Nichtabziehbarkeit von Rentenversi-
cherungsbeiträgen als vorweggenommene 
Werbungskosten eingelegt wurden, ruhen 
zu lassen. 

Damit eröffnet die OFD Koblenz den be-
troffenen Steuerpflichtigen die Möglich-
keit, die weitere Entwicklung der anhän-
gigen Verfahren abzuwarten und nicht 
selbst den Rechtsweg beschreiten zu 
müssen. Bei zwei Finanzgerichten sind 
Verfahren zu dieser Rechtsfrage anhängig 
(FG Köln, Az.: 12 K 2253/06, und FG Han-
nover, Az.: 16 K 10255/05).

Der Deutsche Steuerberaterverband (DStV) 
begrüßt die pragmatische Lösung der OFD 
Koblenz und hat die Finanzministerien 

Rentenversicherungsbeiträge als 
vorweggenommene Werbungskosten?

der Länder und das Bundesfinanzminis-
terium aufgefordert, bundesweit eine in-
haltsgleiche Regelung zu treffen. Den Be-
troffenen könne nicht zugemutet werden, 
nur auf Grund der regionalen Zugehörig-
keit zu einem Verwaltungsbezirk mit dem 
Kostenrisiko eines Rechtsstreits belastet 
zu werden.

Hindergrund ist die noch offene Frage, 
ob in 2005 geleistete Beiträge zur gesetz-
lichen Rentenversicherung als beschränkt 
abzugsfähige Sonderausgaben oder unbe-
schränkt abzugsfähige Werbungskosten zu 
qualifizieren sind. Der Gesetzgeber hat sich 
im Alterseinkünftegesetz für die erste Vari-
ante entschieden. Nach Ansicht des DStV 
müssen die Beiträge als Werbungskosten 
abziehbar sein, da die Renteneinkünfte ab 
2005 nachgelagert besteuert und ab 2040 

Körperschaftsteuer/
Vermietungsgenossenschaften

Genossenschaften überlassen vermehrt 
Wohnungen an gemeinnützige Einrich-
tungen, die die Wohnungen dann wieder-
um an bedürftige Personen, wie etwa an 
Demenzkranke, weitervermieten. Für steu-
erbefreite Vermietungsgenossenschaften 
gem. § 5 Abs. 1 Nr. 10 KStG ergibt sich die 
steuerliche Problematik, dass eine solche 
Überlassung dem steuerpflichtigen Bereich 
zuzuordnen ist.

In der Sitzung des Ausschusses „Steuern 
und Bilanzierung“ des VdW Rheinland 
Westfalen am 15. August 2006 wurde die 
steuerliche Nachteiligkeit solcher Woh-
nungsüberlassungen behandelt. 

Da eine Mehrzahl von Genossenschaften 
von der steuerlichen Problematik betrof-
fen sind, weil sie Vermietungen direkt 
oder indirekt an bedürftige Personen vor-
nehmen bzw. vornehmen wollen, hat der 
VdW Rheinland Westfalen den GdW gebe-
ten, sich für eine für die Wohnungsgenos-
senschaften steuerlich akzeptable Lösung 
einzusetzen. Das Engagement der Genos-
senschaften für einen solchen Personen-
kreis ist mit Blick auf das genossenschaft-
liche Selbstverständnis besonders hoch zu 
werten und sollte auch von der Finanzver-
waltung anerkannt werden.  

Vermietung an 
bedürftige Personen

zu 100 Prozent in die steuerliche Bemes-
sungsgrundlage einfließen werden.

Einsprüche gegen entsprechende Einkom-
mensteuerbescheide, die zunächst ruhten, 
wurden in den letzten Wochen flächen-
deckend wieder aufgenommen und abge-
wiesen. Ein Ruhen des Verfahrens wurde 
abgelehnt, da es bezüglich des Veranla-
gungszeitraumes 2005 keinen anhängigen 
Fall beim BFH gibt.  

Steuerliche Behandlung von 
Alten- und Pflegeeinrichtungen

Ertragsteuer/Umsatzsteuer

Sozialaufgaben für ältere Menschen 
werden häufig von gemeinnützigen 
Körperschaften und zunehmend auch 
von gewerblich geführten Unternehmen 
erbracht.

Ein Aufsatz von Ortrud Köhle, „Steu-
erfalle Altenheim“ (NWB Nr. 38 vom 
18. September 2006), beschäftigt sich 
mit der steuerlichen Behandlung von 
Alten- und Pflegeeinrichtungen. 

Die Umsatzsteuerfreiheit gem. § 4 
Nr. 16 UStG bezieht sich auf Umsätze, 
die für Alten- und Pflegeeinrichtungen 
nach der Verkehrsauffassung typisch 
und unerlässlich sind, regelmäßig 

und allgemein beim laufenden Betrieb 
vorkommen und damit unmittelbar 
oder mittelbar zusammenhängen. 
Zu den stets umsatzsteuerpflichtigen 
Leistungen gehören beispielsweise der 
Verkauf von Arzneimittel an Dritte 
(z. B. Besucher), Personalgestellung, 
Parkplatzüberlassung, Beköstigung, 
Sponsoring. 

Der Aufsatz kann bei 
Jürgen Gnewuch 
Tel.: 0211 16998-28 
E-Mail: j.gnewuch@vdw-rw.de 
angeordert werden.
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Ganzheitlich Modernisieren

Unter dem Stichwort „Nachhaltiges Bau-
en“ wird bei Neubauprojekten versucht, 
alle Teilaspekte des Planens, Bauens und 
Nutzens und ihr Zusammenwirken mitei-
nander, im Lebenszyklus einer Immobilie, 
zu berücksichtigen.

Das gesunde Bauen mit dem Schwerpunkt 
schadstofffreier Materialien findet hierbei 
ebenso Berücksichtigung wie das ener-
gieeffiziente Bauen, bei dem man neben 
einem geringen Energieverbrauch auch 
den Einsatz ressourcenschonender oder 
regenerativer Energien setzt.

Energetische Modernisierung

Nicht zuletzt durch die stetig steigenden 
Energiekosten spielt die energetische Qua-
lität bei Modernisierungen eine große Rol-
le. Berücksichtigt werden können hierbei 
wärmedämmende Maßnahmen ebenso 
wie die Verbesserung der Heizungsan-
lage.

Schöne und gesunde Modernisierung

Der Anspruch der Nutzer an ihre Immobi-
lie hat sich geändert: Die heutigen Anfor-
derungen an den Wohn- und Arbeitsraum 
sind nicht mehr vergleichbar mit jenen 
früherer Generationen. Faktoren wie Be-

Lebenszyklus der Immobilie beachten
haglichkeit, Sicherheit, Komfort und Fle-
xibilität haben einen hohen Stellenwert 
erhalten und müssen bereits in der Kon-
zeptphase der Modernisierung berücksich-
tigt werden, um diese sozialen Aspekten 
verwirklichen zu können. 

Auch die Verbesserung der Wohnsituation 
findet steigende Beachtung im Zuge von 
Modernisierungen, nicht zuletzt um der 
Nachfrage der zukünftigen Nutzer gerecht 
zu werden. Auf vorhandene Baumateri-
alien, die in vielen Fällen schadstoffbelas-
tet sein können, muss bei einer ganzheit-
lichen Modernisierung – auch unter dem 
Aspekt „Gesundes Wohnen“ – geachtet 
werden.

Bestandserhebung

Voraussetzung für eine Modernisierung 
sollte daher eine umfassende Bestand-
serhebung sein, die ein komplexes Bild 
des Gebäudes über Baumaterialien (Zu-
stand, Emissionen), Baukonstruktion 
(Abnutzung, Dauerhaftigkeit), Gestaltung 
(Grundrisse, Öffnungen, Fassaden), Tech-
nische Gebäudeausrüstung (Zustand und 
Führung von Wasser- und Abwasserlei-
tungen, Zustand und Führung von Gas-
leitungen, technischer und energetischer 
Zustand von Wärmeerzeugungs- und 

-verteilanlagen), Zustand und 
Gestaltung der Hausumgebung 
(Außenanlagen, Gehwege, Park-
plätze, Spielplätze etc.) zulässt.

Analyse

Erst die genaue Bestandsermitt-
lung und Bestandsanalyse er-
möglicht, bei Sanierungs- und 
Modernisierungsvorhaben die 
auch unter Nachhaltigkeitsge-
sichtspunkten richtigen Ent-
scheidungen zu treffen, even-
tuell vorhandene Emissionen 
zu verringern und Schadstoffe 
gezielt auszubauen. 

Lebenszyklus

Im Neubau werden Ansätze ver-
folgt, die den gesamten Lebens-
zyklus eines Produktes betrachten 

und optimieren. Das muss auch für Moderni-
sierungsprojekte gelten. Eine derart ganzheit-
liche Betrachtung führt zu einer Entwicklung, 
die den Bedürfnissen der heutigen Generation 
entspricht, ohne die Möglichkeiten künftiger 
Generationen zu gefährden, ihre eigenen Be-
dürfnisse zu befriedigen und ihren eigenen 
Lebensstil zu wählen.                       >>

Bestandsaufnahmen sind notwendig – die 
Thermografie zeigt Fehler (Kältebrücken an 
Decke und Fußboden) und Schwachstellen 
(gut gedämmtes Dach, schlechter gedämmte 
Außenwand)

Abwasserleitungen alter Gebäude sind 
häufig undicht. Eine Prüfung zeigt Leckagen 
wie diese, sie können im Zuge der 
Modernisierung beseitigt werden

Bestandsaufnahme – Analyse – Entschei-
dung – dann kann auch eine Energiezen-
trale (Wärmeversorgung) unter Umständen 
im Dachgeschoss besser angeordnet sein als 
im Keller

Die Ausgangslage ist häufig gleich: Gebäude der 50er, 
60er oder 70er Jahre, mit konstruktiven und gestalte-
rischen Mängeln, mangelnder technischer Ausrüstung, 
ungenügend gedämmt und mit Schadstoff behaftet
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Neues aus dem Normenwerk

In seiner Veröffentlichung September 2006 
bespricht der Normenausschuss Bau (NA-
Bau) auch die Normen „Schlösser – Ein-
steckschlösser für Feuerschutz und Rauch-
schutztüren, DIN 18250:2006-09“.  

Schlösser nach dieser Norm erfüllen 
die Voraussetzungen für den sicheren 
Betrieb bestimmter Bauarten von Feu-
erschutz- und Rauchschutzabschlüssen, 
auch im Brandfall. Die Verwendung die-
ser Schlösser ist in anderen DIN-Normen 
und den allgemeinen bauaufsichtlichen 
Zulassungen für Feuerschutzabschlüsse 
geregelt. Die in der Norm beschriebenen 

Einsteckschlösser in Rauchschutztüren

Schlösser sind nicht für die Verwendung 
in Fluchttüren bzw. Türen in Fluchtwegen 
bestimmt. Hierfür gelten die Normen DIN 
EN 179 und DIN EN 1125.

Ein Norm-Entwurf behandelt die allge-
meinen Anforderungen und die Grund-
kriterien für Entwurf, Berechnung und 
Konstruktion aller Arten von frei stehen-
den Schornsteinen, einschließlich deren 
Innenrohre. 

Nach der DIN EN 13084-1:2006-09 (Ent-
wurf) – Freistehende Schornsteine kann 
ein Schornstein auch dann als frei stehend 

betrachtet werden, wenn er abgespannt 
oder seitlich abgestützt ist oder auf einem 
anderen Bauwerk steht. Die Norm DIN EN 
13084-1:2001-04 wurde überarbeitet, weil 
eine Anpassung an die zurzeit gültigen 
Eurocodes erforderlich wurde.

Für Fragen steht Christoph Bretz, 
Referat Technik und Multimedia im 
Drei-Länder-Büro 
E-Mail-: c.bretz@vdw-rw.de oder 
christoph.bretz@vdwsuedwest.de
zur Verfügung.

Ganzheitlich Modernisieren

Das größte Problem bei der Umsetzung 
ganzheitlicher, nachhaltiger Aspekte in 
die Baupraxis stellt die große Unsicher-
heit über dieses neue Thema dar. Wegen 
der komplexen Vernetzung vieler Aspekte 
ist beispielsweise ein allgemein gültiger 
„Stand der Technik“ für Bauten kaum ver-

fügbar. Hinzu kommt, dass nachhaltige 
Entwicklung aufgrund ganzheitlicher Mo-
dernisierung auch als Prozess verstanden 
wird – eine einzige richtige Lösung gibt 
es nicht. 

Um die Vielfältigkeit an möglichen Lö-
sungen zu erarbeiten, braucht es Orientie-
rungshilfen, die die Erfahrungen aus der 

Praxis beschreiben. Ziel der am Bau betei-
ligten Fachleute muss es deshalb sein, die 
Akzeptanz, die fachliche und organisato-
rische Unterstützung und die Schaffung 
einer umsetzungsorientierten Basis für 
ganzheitliche, nachhaltige Sanierungs- 
und Modernisierungsvorhaben im Hoch-
bau zu fördern. 

Energieeinsparverordnung

Die Energieeinsparverordnung (EnEV) 2002 
enthält Bestimmung zur Nachrüstungen 
bei Anlagen und Gebäuden. Ein Teil dieser 
Fristen laufen zum Ende dieses Jahres ab.

So sind in bestimmten Fällen nach 
§ 9 EnEV Heizkessel, die mit flüssigen 
oder gasförmigen Brennstoffen beschickt 
werden und vor dem 1. Oktober 1978 einge-
baut oder aufgestellt worden sind, bis zum 
31. Dezember 2006 außer Betrieb genom-
men werden. 

Darüber hinaus sind ungedämmte zu-
gängliche Wärmeverteilungs- und Warm-
wasserleitungen sowie Armaturen, die 
sich in nicht beheizten Räumen befinden 
zur Begrenzung der Wärmeabgabe bis 
zum gleichen Datum zu dämmen.

Auch die oft beschriebene Dämmung der 
„nicht begehbaren aber zugänglichen 

Einige Fristen laufen Ende des Jahres ab
obersten Geschossdecke“ soll bis zum 
31. Dezember 2006 so gedämmt sein, 
„dass der Wärmedurchgangskoeffizient 
der Geschossdecke 0,30 Watt/(m²K) nicht 
unterschreitet“.

Auch beim Eigentümerwechsel von Ein- 
und Zweifamilienhäusern gilt die Frist von 
zwei Jahren zur Um-/Nachrüstung nach 
dem 31. Dezember 2006 nunmehr ohne 
weitere Einschränkungen.

Wer jedoch Befreiungstatbestände des 
§ 17 EnEV erfüllt, sollte es nicht versäu-
men, bei den zuständigen Behörden einen 
Antrag auf Befreiung zu stellen. Befreit 
wird, „soweit die Anforderungen im Ein-
zelfall wegen besonderer Umstände durch 
einen unangemessenen Aufwand oder in 
sonstiger Weise zu einer unbilligen Härte 
führen.“ 

Ein Regelver-
zeichnis im 
Internet führt 
die Wasser-In-
formationen, 
Gas-Informationen und Gas/Wasser-
Informationen auf. 

Ein Überblick über die vorhandenen 
Vorschriften und Informationen des 
Gas- und Wasserfachs findet sich 
gebündelt unter www.dvgw.de/ser-
vice/regelwerkverzeichnis.html. Die 
Texte können dort gegen Gebühr 
bestellt werden. Bereits vergriffene 
Informationen sind dort kostenlos 
als PDF-Dateien hinterlegt.

Gas- und Wasser-
informationen 

im Internet

Der DVGW teilt mit



48

VerbandsMagazin • 11/06

Panorama

Hoch- und Tiefbau 78,5 82,6 +5,2% 
Wohnungsbau 58,7 67,1 +14,3% 

Aktueller Zahlenspiegel 10/2006

Rahmendaten zur Wohnungswirtschaft in Deutschland

Bevölkerung 2. Vierteljahr Veränderung

2005 2006 gegen Vorjahr

Bevölkerungsstand (1.000 Einwohner) 82.456 82.373 -0,1%

Bruttoinlandsprodukt in jeweiligen Preisen 2. Vierteljahr Veränderung

   Veränderung gegen Vorjahr (real) gegen Vorjahr

   auf Basis der Preise von 1995 Mrd. Eur; in jeweiligen Preisen in konstanten Preisen

Bruttoinlandsprodukt (Mrd. EUR)
dar.: Bauinvestitionen (Anlageinvestitionen Bauten)
        dar.: Wohnbauten

Verbraucherpreisindex September Veränderung

(2000 = 100) gegen Vorjahr

Verbraucherpreisindex aller privaten Haushalte 109,1 110,2 +1,0%

Mietpreisindex September Veränderung

(2000 = 100) gegen Vorjahr

Index der Mietnebenkosten September Veränderung

(2000 = 100) gegen Vorjahr

Baupreisindex  (2000 = 100) 3.Vierteljahr Veränderung

gegen Vorjahr

Bauleistungen (Neubau) am Wohngebäude 102,1 105,0 +2,8%
        Rohbauarbeiten 99,0 102,2 +3,2%
        Ausbauarbeiten 105,0 107,6 +2,5%

Baulandpreise 4. Vierteljahr Veränderung

(in EUR je qm) gegen Vorjahr

Kaufwerte für baureifes Bauland (EUR je qm) 99,29 124,03 +24,9%
   Geschäftsgebiet 159,21 311,16 +95,4%
   Geschäftsgebiet mit Wohngebiet gemischt 91,56 282,67 +208,7%
   Wohngebiet 116,05 125,61 +8,2%
   Industriegebiet 22,76 41,99 +84,5%
   Dorfgebiet 51,15 56,71 +10,9%

Index des Auftragseinganges im Baugewerbe Juli Veränderung

(Wertindex 2000 = 100) gegen Vorjahr

Wohnungsbaugenehmigungen Januar bis August Veränderung

gegen Vorjahr

Genehmigungen insgesamt (einschl. Bestandsmaßnahmen) 155.917 180.726 +15,9%
dar.: Wohnungen (Neubau) in Einfamilienhäusern 78.317 90.919 +16,1%
        Wohnungen (Neubau) in Zweifamilienhäusern 15.742 19.532 +24,1%
        Wohnungen (Neubau) in Mehrfamilienhäusern 42.390 47.307 +11,6%
        davon: Eigentumswohnungen 23.920 27.306 +14,2%
                    Mietwohnungen 18.470 20.001 +8,3%

Wohnungsbaufertigstellungen Januar bis August Veränderung

gegen Vorjahr

Fertigstellungen insgesamt (einschl. Bestandsmaßnahmen) 67.734 70.778 +4,5%
dar.: Wohnungen (Neubau) in Einfamilienhäusern 34.627 32.907 -5,0%
        Wohnungen (Neubau) in Zweifamilienhäusern 7.440 5.972 -19,7%
        Wohnungen (Neubau) in Mehrfamilienhäusern 18.326 24.430 +33,3%
        davon: Eigentumswohnungen 11.086 14.471 +30,5%
                    Mietwohnungen 7.240 9.959 +37,6%

© GdW

2005 2006

2005 2006

2005 2006

2005 2006

2005 2006

2004 2005

2005 2006

2005 2006

2005 2006

558,4 568,4 +1,0%
54,4 55,4 +0,4%
31,5 32,0 +1,9%

Wohnungsmiete (einschl. Nebenkosten) insgesamt 106,0 107,2 +1,1% 
Wohnungsmiete  (inkl. Miete von Eigentumswohnungen) 105,6 106,7 +1,0% 

Altbauwohnungen 107,3 108,6 +1,2% 
Neubauwohnungen 105,3 106,4 +1,0% 

Wohnungsnebenkosten 106,6 107,7 +1,0%

Wasserversorgung 108,4 110,1 +1,6% 
Müllabfuhr 111,0 113,6 +2,3% 
Abwasser 109,6 110,8 +1,1% 
Andere Nebenkosten 106,6 107,7 +1,0%

Quelle: Statistisches Bundesamt

Am 28. September 2006 hat das 
Statistische Bundesamt zum 55. Mal 
eine neue Ausgabe des Statistischen 
Jahrbuchs vorgestellt. Das Buch fasst 
wiederum die bedeutendsten Daten aus 
allen Bereichen des Lebens, Arbeitens 
und Wirtschaftens in Deutschland und 
im Ausland zusammen. 

Im Rahmen der Pressekonferenz be-
richtete Johann Hahlen, Präsident des 
Statistischen Bundesamtes, insbeson-
dere über die aktuellen Entwicklungen 
im Energiesektor. So sei Energie seit 
der Jahrtausendwende drastisch teurer 
geworden: Die Ausgaben privater End-
verbraucher erhöhten sich, bezogen auf 
Haushaltsenergie sowie Kraftstoffe, um 
rund 28 %, wohingegen die sonstigen 
Verbraucherpreise ohne Energie nur 
um 3,1 % anstiegen. In der Folge hat der 
Anteil der Energie-Ausgaben an den ge-
samten Konsum-Ausgaben der privaten 
Haushalte auf jetzt 7,4 % zugenommen 
(1991: 7,0 %). Absolut gesehen sind die 
Energie-Ausgaben der Privathaushalte 
in der Zeit von 1991 bis 2005 um 59 % 
gestiegen, während das verfügbare Ein-
kommen um 46 % wuchs. 

Das über 680 Seiten starke Statistische 
Jahrbuch 2006 beinhaltet Daten und 
Fakten aus den Themenbereichen Be-
völkerung, Informationsgesellschaft, 
Sozialleistungen, Unternehmen, Preise 
sowie Bauen und Wohnen. Darunter 
Baugenehmigungen, Baufertigstel-
lungen, Informationen hinsichtlich der 
Struktur des Wohnungsbestands und 
Kennzahlen zum Bauüberhang, Infor-
mationen hinsichtlich der Entwicklung 
der Eigentümerquote.

Erstmals ist das Statistische Jahrbuch 
– sowohl komplett als auch nach The-
men sortiert – kostenlos im Internet 
abzurufen. Die Herausgabe als CD ist 
aus diesem Grund eingestellt worden. 
Die Buchausgabe kostet 67 Euro.  

Statistisches 
Jahrbuch 2006 

erschienen

Statistisches Bundesamt

Nähere Informationen im Internet 
unter www.destatis.de


